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Erinnerungen eines sudetendeutschen Abgeordneten 1920—1938 
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1920—25: Vom deutschen parlamentarischen Verband zum Aktivismus. 

Gemäß § 1 der Verfassung war der tschechoslowakische Staat eine demo-
kratische Republik, deren gesetzgebende Gewalt die Nationalversammlung 
auszuüben hatte, die aus zwei Kammern bestand, dem Abgeordnetenhaus 
mit 300 Abgeordneten und dem Senat mit 150 Senatoren. Im ganzen gab 
es vier Wahlperioden: 1920 bis 1925, 1925 bis 1929, 1929 bis 1935 und 
1935 bis zum 16. März 1939. Die deutsche Vertretung in der Nationalver-
sammlung hielt immer ungefähr den gleichen Stand. Die Durchschnittszif-
fer betrug 72 Abgeordnete und 37 Senatoren. Sie verteilte sich im einzelnen 
folgendermaßen: 

l.WP. 2.WP. 3.WP. 4.WP. 

1. Deutsche Sozialdemokraten, Abg. 31 17 21 11 

2. Bund der Landwirte, 

3. Deutsche Nationalpartei, 

4. Deutsche christlich-soziale 
Volkspartei, 

5. Deutsche Nationalsozia-
listische Arbeiterpartei, 

6. Deutsche Gewerbepartei. 

7. Deutschdemokratische Frei-
heitspartei sowie Deutsche 
Arbeits- und Wirtschafts-
gemeinschaft (in der dritten 
Wahlperiode), Abg. 2 — 4 

Sen. 2 — 1 

Sen. 16 9 11 6 
Abg. 13 15 12 5 
Sen. 7 8 6 — 
Abg. 12 10 7 fällt aus 
Sen. 6 5 — fällt aus 

Abg. 9 13 11 6 
Sen. 4 7 6 3 

Abg. 5 7 8 fällt aus 
Sen. 2 4 4 fällt aus 
Abg. 1 3 3 fällt aus 
Sen. — 2 2 fällt aus 
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8. Sudetendeutsche Partei (SdP). Abg. — — — 44 
Sen. — — — 23 

Diese Ziffern wären noch durch jene Mandate der ungarischen Parteien 
und der Kommunistischen Partei zu ergänzen, welche auf ihren Listen auch 
Mandatare deutscher Volkszugehörigkeit in die Nationalversammlung ent-
sandten. Bei Beginn jeder Parlamentsperiode hatte jeder Abgeordnete und 
Senator die Pflicht, seine Nationalität mit Rücksicht auf das hievon abhän-
gige Recht des Gebrauches seiner Muttersprache im Parlament anzugeben. 
Die kommunistische Partei, welche erst von der zweiten Wahlperiode an 
selbständig kandidierte, hatte immer mehrere deutsche Mandatare. Aus der 
Slowakei war überdies der Zipser Abgeordnete Andor Nitsch durch drei 
Wahlperioden ein deutscher Mandatar. 

Der Volksvertretung stand die Zentralregierung gegenüber. Sie bestand 
aus einem Ministerpräsidenten und 15—18 Ressort-Ministern, gelegentlich 
vermehrt noch durch Minister ohne Geschäftsbereich. Insgesamt zählten wir 
16 Regierungen, davon 13 parlamentarische und 3 Beamtenregierungen. Die 
parlamentarischen Minister wurden grundsätzlich nur dem Abgeordneten-
hause entnommen und wechselten bei Regierungsumbildungen nach fran-
zösischem Muster wiederholt ihre Ressorts. Sie verstanden von ihrem Fach-
ministerium meistens sehr wenig, außerhalb der Politik ließen sie deshalb 
die hohe Ministerialbürokratie frei schalten und walten". Die obersten Be-
amten waren die. eigentlichen Minister. Den Rekord im Ressortwechsel er-
rang der Führer der tschechischen Volkspartei Msgr. Jan Šrámek, der ohne 
weitere Sachkenntnis in der Zeit von 1921 bis 1939 nacheinander dem Eisen-
bahn-, dem Gesundheits-, dem Postministerium vorstand, einmal Minister für 
soziale Fürsorge und viermal Unifizierungsminister war. Er bildete den 
Schrecken seiner Referenten. 

Das Parlament war nur die Fassade der tschechoslowakischen Demokratie. 
In Wirklichkeit bestimmte der tschechische Nationalrat alle Gesetze und 
kontrollierte auch die Staatsexekutive. Der Nationalrat war der politische 
Zentralverein der Tschechen und als solcher der faktische Träger des Staats-
willens. Aus der Maffia, dem altösterreichischen Geheimbund der tschechi-
schen Irredenta, hervorgegangen, verkörperte er die permanente Nebenre-
gierung des Staates. Er hatte ein Netz von Gliederungen, národni výbory ge-
nannt, im ganzen Staatsgebiet. Die Parlamentarier der tschechischen Par-
teien waren gleichzeitig Mitglieder des Nationalrates. Selbstverständlich 
gehörten ihm und seinen Untergliederungen alle diejenigen an, welche im 
Staate eine Rolle spielen durften, bzw. irgendeinen Posten von Bedeutung 
erstrebten. So waren auch alle höheren Ministerial- und Landes-Regierungs-
beamten seine Mitglieder, die in der Provinz die geheime Verbindung zu 
den Zentralämtern herstellten. Kurz der Apparat war so aufgebaut, daß die 
ganze Bevölkerung lückenlos von seiner Organisation erfaßt war. Von der 
Gunst oder Ungunst des Nationalrates hingen auch alle wichtigen Verwal-
tungsentscheidungen, vor allem die Beförderungen im Staatsdienste und die 
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Verleihun g von Staatsbürgerschafte n ab. In gleicher Weise ging das Spitzel -
wesen von dor t aus, das insbesonder e im nationale n Kampf e dem Staat e die 
schwersten moralische n Wunde n schlug. Im allgemeine n läßt sich ohn e 
Übertreibun g behaupten , daß die Staatspräsidente n und ihre Regierunge n 
meh r oder weniger das ausführe n mußten , was der Nationalra t beschloß . 
Hierau s erklär t sich auch manche r Zickzack-Kur s der diversen Regierungs -
epochen . 

Ursprünglic h hatt e man den neue n Staa t in Gau e eingeteilt , doch wurde 
diese Organisatio n niemal s Wirklichkeit . Zunächs t bestande n die alten Län-
der als geduldet e Verwaltungseinheite n weiter, durc h die Verwaltungsre-
form von 1928 rekonvaleszierte n sie als Land Böhmen , Land Mähren-Schle -
sien, Land Slowakei und Land Karpato-Rußland . An der Spitze jedes Lan-
des stand ein Landespräsident , in Karpato-Rußlan d Gouverneu r genannt . 
Aus den frühere n Landtage n wurden in der Kompeten z stark eingeschränkt e 
Landesvertretungen , welche als Beratungskörpe r des Landespräsidente n die 
wirtschaftlichen , sozialen und kulturelle n Interesse n der Lände r wahrneh -
men sollten . Die Lände r wieder waren in Bezirke eingeteilt , an deren Spitze 
ein Bezirkshauptman n stand , der Bezirksvertretunge n zur Seite hatte . Die 
Gemeinde n hatte n ihre früher e Selbstverwaltun g zum Großtei l beibehalten . 

Die neu eingerichtete n Ministerie n glückten nu r insofern , als sie sich 
das alt-österreichisch e Vorbild zum Muste r nahmen . Da s war der größte 
Rückhal t ihre r Verwaltung, zuma l nach dem Umstürz e die neue n Männe r 
zwar im Sinn e der neue n Staatsführun g politisch erprob t waren, aber weni-
ger fachlich e Kenntniss e besaßen . Die Kontinuitä t der Verwaltung rettete n 
die wenigen alten Beamten , die anfangs übernommen , aber zum Dank e so-
gleich „abgebaut " wurden , sobald Neuling e ausreichen d eingearbeite t schienen . 

Da s Parlamen t war anfangs wenigstens die Hoffnun g der in den Staa t 
eingezwungene n fremden Volksgruppen . De r ersten Parlamentswahl , die am 
11. Jänne r 1920 für das Abgeordnetenhau s zum 18. April und für den Senat 
zum 25. April ausgeschriebe n wurde, gingen bereit s im Jun i 1919 die ersten 
Gemeindewahle n voraus, bei welchen die Sozialdemokrate n aller Volksgruppen 
die größten Erfolge verzeichne n konnten . Damal s mußt e die Umsturzregierun g 
Kramá ř zurücktrete n und einer neuen , linksorientierte n Regierun g unte r 
Vorsitz des Sozialdemokrate n Tusa r Plat z machen . De r Wahlkamp f zur er-
sten gewählten Nationalversammlun g stand im Zeiche n des Proteste s aller 
deutsche n Parteie n gegen die Vorenthaltun g des Selbstbestimmungsrechtes . 
Die deutsche n nationale n Parteie n wandte n sich aber nich t nu r gegen die 
tschechisch e Staatsmacht , sonder n auch gegen die marxistische n Losungs-
worte „Proletarie r aller Lände r vereinigt Euch" . Die Sozialdemokrate n be-
herrschte n die meisten Wählerversammlungen . Nichtsdestowenige r blieben 
sie im Wahlergebni s hinte r ihren Erwartunge n zurück . Die Mehrhei t der 
Sudetendeutsche n hatt e sich für die nationale n Parteie n entschieden . Die 
neugewählte n Vertrete r dieser Parteie n schlössen sich am 14. Mai 1920 zu 
einem gemeinsame n „Deutsche n parlamentarische n Verbände " zusammen , 
zusammen . De r Verband zählt e 63 Mitglieder , 41 Abgeordnet e und 22 Sena-

230 



toren . De r erste Vorsitzende , der Klubobman n der deutsche n Nationalpartei , 
Abg. Dr . Rudol f von Lodgman , zeigte als Verbandsredne r geistvollen Stil 
und rhetorisch e Gewandtheit . Die Schwäch e des Verbande s war der sessions-
weise alternierend e Vorsitz unte r den drei größten Verbandsparteien . Sie 
gab dem persönliche n Gegne r Lodgmans , dem Obman n des Bunde s der 
Landwirte , Fran z Křepek , die Handhab e zu besondere n Vereinbarunge n mit 
tschechische n Politikern , worauf der Verband am 29. Novembe r 1922 wie-
der zusammenbrach . Von da ab gab es für die Sudetendeutsche n nu r meh r 
einzeln e politisch e Parteien . Alle spätere n Versuche, eine Einheitsfron t der 
deutsche n Parteie n wieder herzustelle n — es gab gelegentlich eine deutsch e 
Arbeitsgemeinschaf t und ihr gegenüber eine deutsch e Kampfgemeinschaft , 
dan n einen deutsche n Verband und endlic h eine deutsch e Arbeits- und Wirt-
schaftsgemeinschaf t —, blieben bedeutungslos . 

Gleic h zu Anfang unsere r Tätigkei t in der ersten Nationalversammlun g 
erwies sich unser Mißtraue n als richtig , daß die tschechisch e Mehrhei t gar 
keine Neigun g zeigen werde, deutsche n Anträgen , Interpellatione n und An-
fragen politisch e Beachtun g zu schenken . Die deutsch e Opposition , die wir 
damal s noc h gemeinsam mit den deutsche n Sozialdemokrate n bildeten , wur-
de schonungslo s niedergestimmt , mochte n die Anträge und Anforderunge n 
auch noc h so sachlich und allgemein gültig sein. Im Abgeordnetenhaus e 
nahme n wir die äußerst e Linke ein, zu welcher der Vorsitzend e bei der Ab-
stimmun g über unser e Anträge kaum aufsah, sonder n gleich das Urtei l 
sprach : „t o je menšina , zámitnu t — das ist die Minderheit , abgelehnt" . 

De n Neulinge n im parlamentarische n Leben verursacht e dies große Erbit -
terun g und Wutausbrüche , die sich in stürmische n Zurufe n und Pultdeckel -
konzerte n Luft machten . Eine m Tei l der Tscheche n war dies unangenehm , 
andere , die Heißsporne , fühlten sich dadurc h noc h zu besondere n Demonstra -
tione n ihre r Überlegenhei t veranlaßt . Ich werde den Hoh n so manche r tsche -
chische r Zwischenruf e nie vergessen. Es klang nich t nu r Haß , sonder n auch 
imme r der Wahn heraus , daß sie nun für ewig unser e Herre n bleiben wür-
den . Diese Tscheche n waren auch zu Handgreiflichkeite n gerne bereit . Die 
tschechisch e Sozialdemokrati e müht e sich bei solchen Anlässen oft um Be-
schwichtigung , zuma l der Staatspräsiden t Masary k ihr Anhänge r und 
Wähler war. Auf diesen Umstan d baute n wir anfangs auch unser e Hoffnun g 
auf, die Stimme n der tschechische n Sozialdemokrati e gelegentlich für unser e 
Anträge zu gewinnen . Doch  sie ließen uns imme r im Stich . Nu r einma l 
stimmte n die tschechische n Sozialdemokrate n mit uns gegen den Finanzmini -
ster Dr . Engliš, der dadurc h in der Minderhei t blieb. Er stand sofort von 
seinem Ministersesse l auf und ging zum Zeiche n seiner Demissio n auf sei-
nen Abgeordnetensitz . Diese Abstimmun g war der einzige Ministerstur z in 
offener Sitzung . Von da ab gab es nu r meh r festgefügte Mehrheite n mit 
eiserne r Koalitionsdisziplin , deren Bruch den Verlust des Mandate s durc h 
das Wahlgerich t zur Folge hatte . Den n jeder Kandida t mußt e sich vor der 
Wahl ehrenwörtlic h verpflichten , sich den Parteibeschlüsse n bedingungslo s 
zu unterwerfe n oder auf sein Manda t zu verzichten . 
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Die Geschäftsordnung der Nationalversammlung, eine tschechoslowakische 
Spezialität ersten Ranges, sorgte auch für einen Parlamentsbetrieb, der keine 
Obstruktion aufkommen ließ. Die Tschechen hatten im altösterreichischen 
Reichsrate alle Finessen der parlamentarischen Obstruktion gründlich aus-
probiert und nun zur Verhinderung im eigenen Staate ihre Geschäftsordnung 
darnach eingerichtet. Der Vorsitzende hatte diktatorische Gewalt. Er ent-
schied Anfang und Ende der Debatten und machte vor allem die beschränkte 
Redezeit zur ständigen Gepflogenheit. Die Überschreitung der Redezeit durch 
einen Oppositionsredner führte regelmäßig zu den größten Krawallen. Ge-
wöhnlich wurde den Rednern nach drei Ordnungsstrafen das Wort entzogen 
und im Falle eines Widerstandes wurden sie sodann von vielen Sitzungen 
unter Diätenabzug ausgeschlossen. Athletische Ordner und eine Parlaments-
wache sorgten für den Vollzug. 

Dennoch war die erste Wahlperiode 1920—1925 die parlamentarisch in-
teressanteste. Alles hatte noch den Reiz der Neuheit, man konnte stets auf 
Überraschungen in der weiteren Entwicklung gespannt sein. Es gab anfäng-
lich auch auf den tschechischen Bänken vereinzelt Politiker, die ihre Begei-
sterung für die parlamentarische Demokratie verwirklicht sehen wollten. 
Sie drangen auf einen regelrechten Parlamentsbetrieb und ließen sich ihre 
persönlichen Ansichten und ihre freie Meinungsäußerung noch nicht vor-
schreiben. Der Fraktionszwang tschechischer Parteien ging noch nicht so 
weit, daß die politischen Probleme nur in den Klubzimmern der Parteien Zur 
Aussprache gelangten. Die Folge war, daß allwöchentlich Vollsitzungen des 
Abgeordnetenhauses und des Senates stattfanden, in welchen die Spannungen 
offen zum Ausbruch kamen. Besonders in den häufigen Nachtsitzungen er-
eigneten sich da stürmische Szenen, bei denen es Ordnungsrufe hagelte und 
die immer wieder zur Ausschließung oppositioneller Abgeordneter und zu stür-
mischen Auftritten beim Eingreifen der Parlamentswache führten. Besonders 
bewegte Auftritte verursachte die Beseitigung der Denkmäler Kaiser Josefs IL 
im deutschen Sprachgebiete. In einer Reihe von stürmischen Sitzungen kam 
die ganze Empörung der deutschen Bevölkerung zum vollen Ausdrucke. Jede 
dieser Sitzungen wurde unterbrochen, um widerspenstige deutsche Abgeord-
nete durch die Parlamentswache gewaltsam entfernen zu lassen. Die nicht-
ausgeschlossenen deutschen Abgeordneten umringten in diesem Falle ihre 
betroffenen Kollegen und trachteten, das Eingreifen der Parlamentswache 
zu verhindern. Es gab Faustkämpfe, wobei wir schließlich der physischen 
Übermacht erlagen. Es war nicht leicht, gegen solche Vergewaltigungen 
aufzukommen. Darauf versuchten wir die Takt ik der Abwesenheit von den 
Sitzungen; auch der Exodus bewährte sich nicht. So variierte die Taktik, 
sie hatte aber doch den Erfolg, daß wir die Aufmerksamkeit der Welt auf 
unsere Verhältnisse lenkten. Gelegentlich gelang uns auch, die deutschen 
Sozialdemokraten auf unsere Seite zu reißen. Die damaligen Fraktionsvor-
sitzenden der deutschen Sozialdemokraten Seliger und Czermak nahmen wie-
derholt die Gelegenheit wahr, sich auf unsere Seite zu stellen, da sie sich 
für nationale Interessen mitverpflichtet fühlten. 
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De r äußer e Anlaß des Zerfalle s unsere s Verbande s war die Frage , ob der 
bisher abwechselnde  Parteienvorsit z durc h einen ständigen Vorsitzende n 
ersetzt werden sollte. De r Kandida t dafür war der geistige Führe r des Ver-
bandes , Dr . v. Lodgman . Bei der Abstimmun g erhiel t er zwar die absolute , 
nich t aber die nach dem Verbandstatu t erforderlich e 2/3 Mehrheit , worauf 
die Nationalparte i den Austrit t aus dem Verband erklärt e und die national -
sozialistische Arbeiterparte i ihr mit dem Beisatz folgte, daß der Verband 
zu bestehe n aufgehör t habe . De r Rest blieb beisammen , die Einheitsfron t 
der nationale n Parteie n war jedoch zu Ende . Im Hintergrun d des Bruche s lag 
der Zwiespalt Lodgman-Křepek , hie Unbeugsamkei t — hie Verständigungs -
bereitschaf t den Tscheche n gegenüber , beide Starrköpf e und in scharfem 
persönliche m Gegensatze . Da s war nac h Ansicht vieler Verbandsmitgliede r 
keine begründet e Ursach e zu der folgenschweren Entscheidun g und hätt e 
sich im Rahme n des Verbande s austragen lassen, doch die persönliche n Dif-
ferenzen waren schon  zu weit gediehen . Křepe k und sein Anhan g hatten , 
wie es sich später herausstellte , allerdings auch schon  eigenmächti g mit den 
Tscheche n Verbindunge n angeknüpft , ein Verfahrensfehler , der nich t meh r 
gutgemach t werden konnte . Da s Unglüc k war geschehen , die Selbstschwä-
chun g der deutsche n Politi k durc h Uneinigkei t hatt e begonnen . 

Die deutsch e Politi k geriet dami t in bedauerlich e Verwirrung und vergab 
viele Chancen , die sie mit der Zei t in der Einhei t gehabt hätte . De r Zu -
sammenbruc h des Verbande s wirkte für die deutsch e Öffentlichkei t wie ein 
Blitz aus heitere m Himmel . Wie schlech t es auch ging, die Einheitlichkei t 
der deutsche n Politi k war bis dahin ein Lichtblic k gewesen. Im Laufe von 
zweieinhal b Jahre n war der Parteienstrei t auch in der Wählerschaf t viel-
fach verschwunden , das gesellschaftliche Zusammenlebe n sehr angeneh m 
geworden . Mit einem Male war der gemeinsam e Abwehrkamp f in den Par -
lamentsausschüsse n und im Plenu m vorüber . 41 von 300 Abgeordnete n hat -
ten immerhi n die drittstärkst e parlamentarisch e Vereinigun g gebildet, die 
einzelne n nationale n deutsche n Parteie n konnte n es demgegenübe r bis zur 
Henleinwah l 1935 höchsten s auf 15 Abgeordnet e bringen . Letztlic h waren 
dem deutsche n Verbände auch die Stimme n des durchschnittlic h 10 Mitglie -
der zählende n gemeinsame n Klubs der ungarische n Nationalparte i und der 
ungarische n christlichsoziale n Parte i in gemeinsame r Oppositio n ständi g 
zur Verfügung gestanden . Die Tscheche n waren bestrebt , uns räumlic h im 
Sitzungssaale zu trenne n und verbannte n die Ungar n zuletz t auf die oberste n 
Bänke der äußerste n Linken , wo komischerweis e in der letzte n Period e ge-
rade drei ehemalig e k. u. k. Kämmere r (Szentiványi , Szüllö und Esterházy ) 
die unmittelba r anschließende n Nachbar n der Kommuniste n waren . Im 
Sena t gab es dasselbe Bild deutsch-ungarische r Verbrüderung , die auch den 
Zerfal l des deutsche n parlamentarische n Verbande s spurlos überdauerte . 

Mi t der Auflösung des Verbande s ging auch die Verbandskanzle i ver-
loren , ein wertvolles politische s Instrument , das unte r Dr . v. Lodgman s Lei-
tun g zur Sammelstell e für alles politisch e Materia l ausgebaut worden war. 
Die Verbandskanzle i hatt e in enger Zusammenarbei t mit der deutsch-poli -

233 



tischen Arbeitsstelle bereit s eine sehr rege publizistisch e Tätigkei t entfaltet . 
Ungezählt e Artikelserien über die politisch e und wirtschaftlich e Lage des 
Sudetendeutschtum s in der ČSR waren von dor t aus in die ausländisch e 
Presse gegangen, ebenso erhielte n die internationale n Vereinigungen , an 
welchen das Auslandsdeutschtu m beteiligt war, ihre regelmäßige n und 
gründliche n Informationen . Das bedeutsamst e Dokument , das in der Ver-
bandskanzle i erarbeite t wurde, war die Völkerbundbeschwerd e aller Abge-
ordnete n und Senatore n des Verbande s über die Verletzun g des Minder -
heitsschutzvertrage s durc h die von der revolutionäre n Nationalversammlun g 
aufgezwungene Staatsverfassung , die im Somme r 1922 beim Sekretaria t des 
Völkerbunde s in Gen f überreich t wurde. Außenministe r Dr . Beneš bracht e 
hiegegen nich t weniger als 9 umfangreich e Gegenschrifte n ein, als die ČSR 
zur Stellungnahm e aufgeforder t worden war. Es gelang ihm nicht , die 
nachgewiesene n Vertragsbrüch e zu entkräften . 

Die deutsch e Nationalparte i und die deutsch e Nationalsozialistisch e Arbei-
terparte i schlössen sich nac h der Spaltun g zu einer „Kampfgemeinschaft " 
zusammen , welche aber nich t verhinderte , daß die beiden Parteie n sich 
außerhal b des Parlament s sogar heftig bekämpften - Die übrig gebliebenen 
Verbandsmitglieder , der Bund der Landwirte , die deutsch e christlich-sozial e 
Volkspartei , die Deutsch-demokratisch e Freiheitsparte i und die kaum ent -
standen e deutsch e Gewerbeparte i — ihr Obman n Stenze l war erst durc h den 
Mandatsverlus t Dr . Baeran s in das Abgeordnetenhau s gelangt — bildeten 
eine „Arbeitsgemeinschaft" , welche die parlamentarisch e Einheitsfron t im 
verkleinerte n Umfang e aufrech t zu erhalte n bestrebt war. Ih r Kräftever -
hältni s zur „Kampfgemeinschaft " war 25 zu 16 im Abgeordnetenhaus e und 
13 zu 9 im Senat . 

De r Zerfal l des Verbande s hatt e eine merkwürdig e Nebenerscheinung , 
die sich auf die ganze Staatsöffentlichkei t auswirkte . De r tschechoslowaki -
sche Parlamentarismu s wurde uninteressant . Nich t nu r der Reiz der Neu -
heit , sonder n vor allem das parlamentarisch e Schauspie l des Kampfe s zwi-
schen Tscheche n und Deutsche n hatte n bis dahin speziell das Abgeordneten -
hau s in den Brennpunk t des allgemeine n politische n Interesse s gestellt. Die 
Sitzunge n waren früher von der überfüllte n Galerie , der Journalisten - und 
Diplomatenlog e mit stete r Spannun g verfolgt worden . Jetz t verebbte die 
Zah l der Zuschaue r und lebte selbst in der Schlußphas e des Staate s nich t 
meh r im gleichen Maß e auf. Die Parlamentsmaschineri e wickelte sich meh r 
oder weniger mechanisc h ab, die Jahre , in dene n die politische n Gegensätz e 
aufeinande r prallten , waren vorüber , bis auf gelegentlich e Lärmszene n mit 
der seit 1923 im tschechoslowakische n Parlament e vertretene n Kommu -
nistische n Partei . Da s allgemein e äußer e Bild der tschechische n Parla -
mentssitzunge n war ermüdend , wie in den Parlamente n andere r Länder . 
Die Rede n wurden meist als fertige Zeitungsartike l herunte r gelesen, es 
kam vor, daß man einem Redner , der verspätet zu Worte kam, die Rede 
aus seiner Zeitun g vorlesen konnte . Daz u der Sprach wirrwar: Es wurde in 
sechs verschiedene n Sprache n gesprochen , nämlic h tschechisch , deutsch , slo-
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wakisch, ungarisch , ruthenisc h und polnisch , die imme r wieder nu r von ei-
nem Tei l der Mitgliede r des Hause s verstande n wurden , die Staatssprach e 
selbst mi t inbegriffen, die in ihre zwei Teile tschechisc h u n d slowakisch 
zerfiel und selbst von der ungeteilte n tschechoslowakische n Staatsnatio n 
teilweise unverstande n blieb. So kam einma l währen d einer fulminante n 
tschechische n Rede ein slowakischer Bauer zu unsere n Bänken und fragte, 
welche Sprach e der Redne r eigentlic h spreche . Diese r Umstan d tru g wohl 
wesentlich dazu bei, daß Debatte n im klassischen Sinne im Prage r Parla -
ment e kaum vorkamen . Die Rhetori k verhallt e wirkungslos und Schlagfer-
tigkeit war ganz unangebracht , da zufolge des eingeführte n Koalitions -
zwanges Argument e nich t gewogen wurden und über den Ausgang einer 
Abstimmun g niemal s ein Zweifel sein konnte . Die Plenarsitzunge n waren ein 
notwendige s Übel , das aber im allgemeine n einer Zeitverschwendun g gleich-
kam. Die größte Arbeitsleistun g vollbracht e der jeweilige Vorsitzende , der 
darübe r wachen mußte , daß die Beschlußfähigkeit , welche die Anwesenhei t 
von 100 Abgeordnete n verlangte , eingehalte n wurde. Er hatt e sehr viel zu 
läuten , um die Mehrheitsabgeordnete n hiefür sowie für die Abstimmunge n 
der Tagesordnungspunkt e zusammenzubringen . Die ersten 2V2 Jahr e war 
dies nich t notwendig , die ständigen Sturmsitzunge n bei Ta g und Nach t 
brachte n soviel Erregun g und Spannun g ins Haus , daß alles auf dem Poste n 
war. 

Nac h dem Zerfal l des deutsche n parlamentarische n Verbande s war die par-
lamentarisch e Widerstandskraf t der Deutsche n Parteie n gebrochen . An ihre 
Stelle tra t die Obstruktio n der neue n Kommunistische n Partei , die nu n 
unte r der Führun g des ehemalige n österreichische n sozialdemokratische n 
Reichsratsabgeordnete n und „Manne s des 28. Oktober " Dr . Smera l am 
parlamentarische n Leben teilnahm . Die tschechische n Regierungsparteie n 
stellten sich nac h wie vor geschlossen jeder Oppositio n entgegen , bekämpf-
ten sich aber im Koalitionsausschuss e — genann t Pětk a — auch heftig un-
tereinander . Von den Gesetze n der ersten Wahlperiod e war ein Geset z über 
Sparmaßnahme n der Verwaltung aus dem Jahr e 1924 für das Sudetendeutsch -
tum besonder s schmerzlich , da es den radikale n Abbau der Staatsange -
stellten deutsche r Nationalitä t zum Ziele hatte . Vor Ablauf der Wahlperiod e 
wurde auch die Wahlordnun g abgeänder t und für die dritt e Stimmenzählun g 
erstmali g eine Unterscheidun g der Wahlstimme n des Staatsvolkes und der 
nationale n Minderheite n zu Ungunste n der letztere n eingeführ t und die 
Nationalversammlun g sodan n im Herbs t 1925, ein halbes Jah r vor Ablauf 
der Wahlperiode , aufgelöst. 

Die erste Legislaturperiod e hatt e den Sudetendeutsche n keinen Aufstieg 
aus nahez u trostlose r Lage, sonder n nu r eine parlamentarisch e Niederlag e 
nach der andere n eingebracht . Die deutsche n Staatsbürge r mußte n neu e 
Wege für eine wirkungsvollere politisch e Betätigun g suchen . Da entstan d 
das Losungswort : „Fü r national e Verständigun g mit den Tschechen " als 
Mott o zur zweiten Wahlperiode . Die Selbstverwaltun g im sudetendeutsche n 
Gebie t sollte auf diese Weise errunge n werden . 

235 



1925—29: Die Ära Švehla — „Gleiche unter Gleichen". 

Die Parlamentswahl 1925 stellte die deutsche Wählerschaft vor die Ent-
scheidung über die Beteiligung an der Regierung und Parlamentsmehrheit. 
Die Stimmung hierfür war nicht ungünstig. Insbesondere die im Wirtschafts-
leben stehenden Schichten der Bevölkerung hofften auf die Früchte der Mit-
arbeit im Staate. Die Negativisten hatten einen schweren Stand, zumal die 
deutsche nationalsozialistische Arbeiterpartei und die deutsche National-
partei nicht mehr wie das erstemal gemeinsam kandidierten und sich in den 
Wahlversammlungen und in ihrer Presse heftig befehdeten. Dies führte am 
Wahltage zum Erfolg des Bundes der Landwirte, der mit der deutschen Ge-
werbepartei und der ungarischen Nationalpartei auf gemeinsamer Wahlliste 
24 Abgeordnete erreichte, sowie der Deutschen Christlichsozialen Volkspartei, 
die von 9 auf 13 Abgeordnetenmandate stieg. Diese 3 deutschen Parteien er-
langten demnach ohne die ungarischen 6 Szentivanyianhänger (kleine Land-
wirtepartei) zusammen 31 Abgeordnetenmandate, gegen 10 Mandate der 
Nationalpartei und 7 Mandate der deutschen nationalsozialistischen Arbei-
terpartei. Die deutsche Sozialdemokratie verlor 14 Abgeordnetensitze und 
konnte nur 17 von früher 31 Mandaten behaupten. 

Eine längere parlamentarische Ferialpause im Jahre 1925 wurde von der 
Regierung benützt, um eine Sprachendurchführungsverordnung zu dem Spra-
chengesetz der revolutionären Ära zu erlassen. Der tschechische National-
rat drängte offenbar auf die theoretische Finalisierung der Sprachenfrage, 
bevor ein deutscher Aktivismus das alltschechische Konzept störe. Seine 
Vermutung war richtig, denn keine deutsche Partei hätte die Verantwortung 
für die Sprachenverordnung jemals übernehmen können. Das Sprachenge-
setz der Revolutionsversammlung vom 29. 2. 1920 hatte im Geiste der Frie-
densdiktate die „tschechoslowakische" Sprache als die staatliche offizielle 
Sprache der Republik erklärt und bestimmt, daß in den sogenannten histori-
schen Ländern (Böhmen, Mähren und Schlesien) die tschechische Sprache, in 
der Slowakei die slowakische Sprache die offizielle Staatssprache sei, wäh-
rend in Karpato-Rußland der kommende autonome Landtag die Sprachen-
frage des Landes regeln sollte. Anschließend wurde bestimmt, daß die tsche-
chische und slowakische Sprache an sich gleichwertig seien, wodurch einge-
standen war, daß es eine tschechoslowakische Sprache gar nicht gibt. Für 
nationale Minderheiten galt die Muttersprache staatlich nur in jenen Ge-
richtsbezirken, die bei der Volkszählung wenigstens 20o/0 von Staatsbürgern 
derselben Sprache aufwiesen. Doch hatte die Staatssprache unter allen Um-
ständen den Vorrang. Der Sprachgebrauch in den übrigen autonomen Kör-
perschaften begegnete den gleichen Erschwerungen. Die Durchführungsver-
ordnung brachte keine Milderungen. Trotz ihrer 101 Paragraphen bedurfte 
es stets heftigster Kämpfe gegen die Willkür der Sprachenpraxis. In unzäh-
ligen Fällen gelang dagegen überhaupt nichts. Ich erinnere da nur bei-
spielsweise an den Kampf um die Anbringung der deutschen Ortsnamen auf 
den Hauptbahnhöfen in Brunn, Olmütz und Mährisch-Ostrau, welche nach 
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dem Sprachengeset z hätte n vorhande n sein müssen , abe r trot z ungezählte r 
parlamentarische r Bemühunge n nich t angebrach t wurden , besonder s aber an 
die Sprachenpoliti k im Hultschine r Ländchen , frühe r de m preußische n Land -
kreise Ratibo ř zügehörig . 

Di e Lage der deutsche n Bevölkerun g läß t sich hie r besonder s anschaulic h 
zeigen . Woh l stellt e dieses Gebie t auf Grun d seine r Grenzlag e un d seine r 
eigenartige n Vergangenhei t im Staatsganze n ein e gewisse Besonderhei t dar , 
aber gerad e an diesem besondere n Fal l hätt e sich eigentlic h ein e überlegen e 
un d verständigungsbereit e Staatspoliti k beweisen können . Stat t dessen 
herrscht e in diesem kleine n Gebietsstreife n mi t seine r deutsche n Hausierer -
un d Häuslerbevölkerun g durc h Regierungsbeschlu ß ein ununterbrochene r 
Ausnahmezustand . 

Gerad e in diesem Fall e sprac h der Minderheitenvertra g eindeuti g zu un -
seren Gunsten , ebens o ein e Entscheidun g des oberste n čsl. Verwaltungsge-
richt s im gleiche n Sinne , die von den Verwaltungsbehörde n einfac h nich t 
durchgeführ t wurde . Rücksichtslo s wurd e jede Regun g deutsche n Volkstum s 
unterdrückt , die Verpflichtunge n des Minderheitenvertrage s blieben voll-
ständi g auße r acht . Wahle n un d Volkszählunge n waren Anlässe zu förm -
liche n Treibjagde n gegen Meinungsäußerunge n im Sinn e de r deutsche n po -
litische n Parteien . Zu r Begründun g dieser undemokratische n Staatspoliti k 
wurd e gelten d gemacht , daß dieses mährisch e Stammgebie t als rein slawisch 
von der Friedenskonferen z anerkann t worde n sei un d dahe r vor jeder Ger -
manisatio n berechtig t geschütz t werde n müsse . Di e Antwor t de r Hultschine r 
war aus den Wahle n zu ersehen : Jedesma l stieg der Prozentsat z de r deut -
schen Stimmen . Di e run d 40 000 Bewohne r des Hultschine r Ländchen s in 38 
Gemeinde n wurde n zum revolutionäre n Elemen t im neue n Staate . Di e Tsche -
che n wandte n alle erdenkliche n Mitte l an , u m „ihr e mährische n Brüder " Zu 
gewinne n ode r zu beugen . Doc h das Völkche n der Maure r un d Hausiere r 
blieb zäh e seine r deutsche n Sprach e treu . Di e tschechische n Behörde n brach -
ten bei den Volkszählunge n ein e Statisti k zustande , die ich des geschicht -
liche n Interesse s halbe r folgen lasse: 

Volkszählun g 1921 
Tschechoslowake n 39 209 81,68 o/ 0 

Deutsch e 7707 16,05 % 

Volkszählun g 1930 
Tschechoslowake n 53 410 88,7 o/ 0 

Deutsch e 4008 11,3 % 

Di e Wahle n ergaben das umgekehrt e Verhältni s nich t ohn e heiter e Episo -
den . So passiert e es bei der Nationalversammlun g im Jahr e 1925 in den 
Gemeinde n Schreibersdor f un d Schiausewitz , daß nich t einma l de r in die 
Wahlkommissio n entsandt e Vertrauensman n der tschechische n Sozialdemo -
krati e seine eigene Stimm e für diese Parte i abgab. Bei de r Wah l von 1925 
erhiel t ich übrigen s 12529 ode r run d 6 3 % aller im Bezirk abgegebene n gül-
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tigen Stimmen . Bei den Neuwahle n am 27. Oktobe r 1929 erhielte n die deut -
schen Parteie n 16187 von insgesamt 25910 Stimme n und bei der letzte n 
Abgeordnetenwah l am 19. Ma i 1935 gar 21045 von insgesamt 28 644 Wahl-
berechtigten , also ganz im Gegensat z zu den Ermittlunge n der Statistik , 
73,5 % aller Hultschine r Stimmen . 

Die Hultschine r waren auch in der Schulpoliti k unbeugsa m und ließen von 
ihren Forderunge n nac h deutsche r Sprach e und deutsche r Schule nich t ab. 
Da s Schulwesen blieb nämlic h bis auf drei Schule n in den zwei Gemeinde n 
Thrö m und Zaudit z vom Tage der Besetzun g des Gebiete s erbarmungslo s 
tschechisiert . Alle Versuche, wenigstens deutsch e Privatschule n zu errichten , 
fanden schärfste Zurückweisung . So blieb die ganze Zei t nu r ein letzte s 
Aushilfsmitte l übrig, der häuslich e Privatunterricht , den wir seit dem Jahr e 
1920 von Troppa u aus durc h einen eigenen schlesischen Schulausschu ß or-
ganisiert xhatten . De r Schulschut z dieses Ausschusses, der später zur Im -
munisierun g in den deutsche n parlamentarische n Schulausschu ß Schlesien s 
umgewandel t werden mußte , hatt e im Hultschine r Ländche n eine äußers t 
schwierige Aufgabe. Bei der Armut der Hultschine r Elter n war es unmöglich , 
die vielen Kinde r einzeln zu Haus e unterrichte n zu lassen. So mußte n 
schließlich eine Reih e von Winkelschule n unte r der Maske des Privatunter -
richte s geschaffen werden , die den tschechische n Schulmänner n ein Dor n im 
Auge waren . Die bevollmächtigte n Kommissäre , wie die Landespräsidente n 
im Hultschine r Ausnahmezustan d betitel t waren, ließen nicht s unversucht , 
um dami t fertig zu werden . Es regnet e Zwangseinschulunge n in die tsche-
chische n Ortsschule n und Strafen . Im Frühjah r 1926 kam es auch einma l zur 
Auflösung des Schulausschusse s und Beschlagnahmun g des Schriftenmaterial s 
bei unsere m Geschäftsführer , doch der Ansturm brach binne n 24 Stunde n 
zusammen , da ich als Vorsitzende r des Schulausschusse s dem Ministerpräsi -
dente n Svehla durc h den Troppaue r Polizeidirekto r Widerma n erkläre n 
ließ, daß er dadurc h auf unser e Stimme n im Parlament e für die Zukunf t 
verzichte n müsse. Da s wirkte auch in der Folgezei t noc h nach . De r Schul -
ausschu ß hatt e keine unmittelbare n Schwierigkeite n mehr , bis er für das 
Schuljah r 1933—1934 die Organisatio n des Privatunterrichte s selbst auf-
gab. Die deutsche n Sozialdemokraten , die damal s im Ausschuß führten , hat -
ten anläßlic h der Machtergreifun g des Nationalsozialismu s im Deutsche n 
Reich e das Interess e verloren und waren als Regierungsparte i mit dem Brün-
ner Landespräsidiu m über die Liquidatio n des Schulausschusse s in Verhand -
lungen getreten , bis über den Druc k der übrigen deutsche n Vertrete r wenig-
stens das Verspreche n gerette t werden konnte , daß der gesetzliche häus-
liche Einzelunterrich t zugelassen bliebe und die uns unterstell t gewesenen 
Privatlehre r keinen Persekutione n ausgesetzt werden würden . Im Frühjah r 
1936 fiel die letzte Möglichkei t des Privatunterrichte s durc h eine Lex Uhli ř 
(nac h dem tschechische n Antragstelle r im Parlament) , derzufolge der Privat -
unterrich t nunmeh r an eine Bewilligung der zuständige n Bezirksbehörd e 
gebunde n wurde, die aber weder von Hultschin , noc h von Troppa u im kon-
krete n Falle jemals erteil t wurde. Die Möglichkeit , deutsch e Kinde r in be-
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nachbarte n deutsche n Schulen , hauptsächlic h in der Stad t Troppau , aufzu-
nehmen , wurde bis zum Schuljahrsschlu ß 1936/37 offengehalten . Dan n er-
ließ das Landesam t in Brunn die vertraulich e Anordnung , auch diese Kinde r 
unte r persönliche r disziplinare r Verantwortun g der Schulleite r auszusperre n 
und sie in den tschechische n Unterrich t ihre r öffentliche n Gemeindeschule n 
zu zwingen. Die Hultschine r haben noc h 1938 mi t Schulstrei k und Elternde -
monsträtio n ihre Forderunge n unterstrichen . 

Als im Herbs t 1926 die Bildung einer gemischtnationale n Regierun g mög-
lich war, tra t der Vorsitzend e einer Beamtenregierun g Jan Čern ý zurüc k und 
der tschechisch e Agrarier Švehla erhiel t den Auftrag Masaryk s zur Neubil -
dun g eines parlamentarische n Kabinetts . Die vorgesehen e gemischtnational e 
Parlamentsmehrhei t hatt e schon  vorher bei zwei stürmische n Abstimmunge n 
über die Erhöhun g der Getreidezöll e und über die Kongru a (das staatlic h 
garantiert e Mindesteinkomme n der Geistlichkeit ) ihre Feuertauf e bestan -
den . De r designiert e Ministerpräsiden t lud mich am 12. Oktobe r zu sich 
in das tschechisch e Nationalratsgebäud e am Prage r Havličekplatz . Er for-
dert e die deutsch e christlich-sozial e Volkspartei nunmeh r offiziell auf, in 
seine tschechisch-deutsch e Regierun g einzutrete n und die im Parlament e 
inzwischen entstanden e deutsch-tschechisch e Zusammenarbei t zu einer stän-
digen Regierungsmehrhei t umzugestalten . Ich war auf diese Aufforderun g 
vorbereitet , wenngleich verschieden e Strömunge n es mir bis dahin nich t 
ermöglich t hatten , mit einem diesbezügliche n Fraktionsbeschlu ß zu antwor -
ten . Ich mußt e nu n auf gut Glüc k die Alleinverantwortun g für die weiteren 
Begebenheite n auf mich nehme n und hatt e nu r ein Bestreben , im Augenblicke 
mein persönliche s Gewissen spreche n zu lassen. Dieses sagte mir , daß es un-
verantwortlic h wäre, eine Politi k zu vereiteln , die ein Hoffnungsstrah l in 
unsere r trostlose n Lage werden könnte . Es war nich t zu leugnen , daß unser e 
bisherige rein gefühlsmäßige Nationalpoliti k Niederlag e auf Niederlag e er-
litten hatte . De r parlamentarisch e Widerstan d gegen den Staa t war wir-
kungslos geblieben, hatt e die Deutsche n gespalten und die Tscheche n geeint , 
und versprach auch in absehbare r Zukunf t nichts . So neigte ich der im 
Stichwor t „Aktivismus" verborgene n Opportunitätspoliti k mit der wichtigen 
Einschränkun g zu, darin nicht s zuzulassen , was dem Beständ e des deutsche n 
Bevölkerungselement s schade n könnte . Da s nannt e ich in meine m Innere n 
Konservierungspolitik , die ich nun konsequen t im ganzen Zeitrau m meine r 
politische n Tätigkei t zur Richtschnu r nah m und auch in der bedeutungs -
vollen Stund e der entscheidende n Aussprache mit Švehla nich t aus den Au-
gen ließ. Ich blieb ihm nicht s schuldig. Ich rekapituliert e Švehla alles Un -
recht , das tschechisch e Regierunge n dem Sudetendeutschtu m bisher zuge-
fügt hatten , und hielt ihm alle gegenteiligen Versprechunge n vor, die nie 
eingehalte n worden waren . Ich verlangte einen neue n Kur s der Regierung , 
wenn Deutsch e sich dara n beteiligen sollten . Švehla beteuerte , daß dies 
seine Absicht sei. Ich gestehe, daß Švehla die Bedenke n gegen den geplante n 
Regierungsversuc h zerstreute , so daß ich guten Gewissen s in die dargebo-
ten e Han d einschlage n konnte . Das mir angeboten e Ministerportefeuill e der 

239 



Justiz lehnt e ich zu Gunste n meine s Fraktionskollege n Dr . Mayr-Hartin g ab. 
Zwei Tage später fuhren die beiden ersten deutsche n Ministe r Professor Dr . 

Mayr-Hartin g als Justizministe r und Professor Dr . Spina als Arbeitsministe r 
mit dem neuernannte n Kabinet t zur Vereidigung nach Topolčany , dem slo-
wakischen Sommersit z Masaryks. De r Würfel war gefallen. Die Parte i sprach 
mir nachträglic h einmüti g Dan k und Vertraue n für mein e Entscheidun g aus. 

Antoní n Švehla, dem die erste tschechisch-deutsch e Regierun g gelang, war 
ein tschechische r Bauer besondere n Schlages. Seinerzei t im alten Österreic h 
tschechische r Landesausschußbeisitze r in Böhmen , verstand er es, sich wäh-
rend des Weltkrieges zu einer führende n Rolle in der tschechische n Innen -
politik aufzuschwingen . Nac h dem Umstürz e wurde er Innenministe r in den 
Kabinette n Dr . Kramá ř und Tusar . Gleichzeiti g nützt e er seine Stellun g da-
zu aus, den Zusammenschlu ß der tschechische n Bauernschaf t in der Agrar-
parte i dem Marxismu s entgegenzusetzen . Mit zähe r Energi e erarbeitet e er 
ihr die führend e Stellun g unte r den parlamentarische n Regierungsparteien , 
die sie auch bis zum Staatsend e behauptete . Švehlas Ansehen war unbestrit -
ten , seine robust e Art bei Freun d und Fein d gefürchtet . Kaum hatt e er die 
Bauernschaf t erfaßt , griff er auf weitere Volkskreise und erobert e mit der 
Agrarparte i auch die Führun g der tschechische n Großindustri e und der 
Großbanken . Seit dem Rücktrit t des kurzen Kabinett s Beneš im Oktobe r 
1922 gab es dann auch nu r meh r agrarisch e Ministerpräsidenten , was wie-
der zur Folge hatte , daß auch der Großtei l der tschechische n Bürokrati e in 
das Lager der tschechische n Agrarparte i übersiedelte . Bis zum Tod e Švehlas 
gab es überhaup t niemande n mehr , der ihm den Ran g in der innere n Staats -
politik streitig mache n konnte . Er duldet e auch keinen Widerstan d in der 
eigenen Partei . Staatsoffiziel l stellte er sich hinte r Masaryk und macht e we-
der diesem als Staatspräsidente n noc h Beneš als ständigem Außenministe r 
Konkurrenz . Er ließ ihne n die äußere n Ehren . Ohn e weiteres Aufsehen brach 
er den anfangs unbezwingba r scheinende n Einfluß der Sozialdemokrati e und 
zog dan n die Zügel für eine bürgerlich e Politi k imme r meh r an und zwang 
in diesem Sinn e währen d der deutsch-tschechische n Bürgerregierun g selbst 
Beneš, sein nationalsozialistische s Abgeordnetenmanda t niederzulegen , um 
Ministe r der auswertigen Angelegenheite n bleiben zu können . Ih m wäre 
auch — seinen ehrliche n Willen vorausgesetzt — eine Umorientierun g zum 
deutsche n Volke und dami t zum deutsche n Nachbarstaa t geglückt. Er siechte 
aber frühzeiti g an Nierenschwun d dahin . Er war meine r Ansicht nach der 
einzige tschechisch e Staatsmann , der sich über die Grenze n der tschechische n 
Machtstellun g keine Illusione n machte . Sein treffsichere s Urtei l in kritische n 
Situatione n deutet e darau f hin . Im übrigen war Švehla der einzige tschechi -
sche Staatsmann , der weniger gelten wollte als er war und sich stets schlich t 
gab. Zu m Wochenend e fuhr er auf sein Bauerngu t nach Hostiva ř bei Prag, 
um bis Monta g früh dor t einfache r Bauer zu sein. Er gab keine Repräsen -
tationsfeste , seine Gatti n blieb unsichtba r für die politisch e Welt. Seine 
Bauernschlauhei t war sprichwörtlic h und doch verargte man sie ihm nicht , 
denn bei allem Mißtrauen , daß Deutsch e gegen ihn hatten , zeigte er in 
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allem doch wieder gewinnend e Einfachheit . Sein früher Tod riß eine Lücke , 
die die Tscheche n nich t meh r zu schließen vermochten . Zu klug, um Masa-
ryk und Beneš öffentlich entgegenzutreten , war er der einzige, der sie mei-
sterte . Nac h ihm zerfiel seine Parte i trot z äußere r Geschlossenhei t in meh -
rere Flügel , von dene n der mächtigste , der Korruptionsflügel , durc h Rest-
gutschacher , Kunstdüngerfond , Zucker - und Spirituskartel l etc . die Parte i 
moralisc h schwer belastete . 

Švehlas Bürgerregierun g übernah m die Masaryk-Forme l „Gleich e unte r 
Gleichen " für das Verhältni s der Tscheche n zu den Deutschen . Es schien 
eine neu e Zei t angebroche n zu sein, zuma l Švehla, wie er mir selbst einma l 
privatim erklärte , mit größte r Energi e den nationale n Chauvinismu s in sei-
ner eigenen Parte i bekämpfte . Die Parlamentssitzunge n bekame n einen ruhi -
gen Charakte r und die Staatsexekutiv e erhiel t strenge Weisungen zur natio -
nalen Verträglichkeit . Leider währt e dieser Zustan d nich t lange. De r tsche-
chisch e Nationalismus , voran die Legionär e in der tschechisch-sozialistische n 
Opposition , konnte n sich an die neue politisch e Lage nich t gewöhnen . Sie 
ergriffen eine wegen ihre r „Protektion " bei Masaryk und Beneš äußers t ge-
wichtige Offensive gegen Švehla und brachte n sie zuerst in der Staatsver -
waltun g zur Geltung . Die Gleichbehandlun g der Deutsche n im Staatsdienst e 
kam wieder ins Wanken . 

Überdie s bearbeitet e die Generalitä t — die ehemalige n Legionär e waren 
inzwischen zu den oberste n Heerführer n avancier t — den eitlen Verteidi-
gungsministe r Udrža l so lange, bis er noc h im Dezembe r 1926 der Bürger-
koalitio n einen Rüstungsfon d von je 315 Millione n Kč für 10 Jahr e ab-
preßte . Schließlic h kam der Innenministe r Jan čern ý mit einer Verwaltungs-
reform , mit der den deutsche n Regierungsparteie n eine Falle gestellt wer-
den sollte. De r tschechisch e Koalitionstei l setzte alles daran , den Regierungs -
entwur f zur Organisatio n der „politische n Verwaltung", wie sich die Ver-
waltungsrefor m nannte , im Parlamen t durchzusetzen . Ih r Gaugeset z aus der 
Revolutionszei t hatt e Böhme n in neun Gau e und Mähre n und Schlesien zu-
samme n in fünf Gau e eingeteilt , welche ein Provinzialparlament , die Gau -
vertretung , und eine begrenzt e Gauselbstverwaltun g haben sollten . Die 
Gau e Karlsbad und Böhmisch-Leip a in Böhme n hätte n wohl dadurc h ein 
Stück deutsche r Selbstverwaltun g erlangt , aber alle übrigen deutsche n Sied-
lungsgebiete wären durchweg s einer tschechische n Mehrhei t unterworfe n und 
speziell für das ganze tschechisch-schlesisch e Gebie t durc h die zwei mähri -
schen Gau e Olmüt z und Mährisch-Ostra u aufgesaugt worden . Zu r Durchfüh -
run g des Gaugesetze s kam es nicht , da es technisc h und politisch undurch -
führba r war. De r Regierungsentwur f wurde zur härteste n Nu ß der Wahl-
periode . Wir deutsch e Regierungsparteie n stande n da einem geschlossenen 
Willen der tschechische n Koalitionsmehrhei t gegenüber und mußte n uns, 
wollten wir die sonst wieder erstehend e alltschechisch e Koalitio n verhindern , 
darau f zurückziehen , aus dieser Situatio n das Möglichst e für unser e natio -
nalen Interesse n herauszuholen . Unser e Lage war äußers t unerquicklich . 
Wir alle waren gegen die Verwaltungsreform , der Unterschie d zwischen den 
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deutsche n Regierungsparteie n und den deutsche n Oppositionsparteie n war 
nur der, daß die Oppositionsparteie n keine Verantwortun g für die textlich e 
Gestaltun g des Gesetzentwurfe s hatte n und rundwe g alles bekämpfe n konn -
ten , währen d die Regierungsparteie n sich für Abänderunge n Zum Schutz e 
deutsche r Interesse n opfern mußten : eine mühevoll e monatelang e Arbeit, 
die von einem Großtei l der deutsche n Bevölkerun g weder verstande n noch 
gewürdigt wurde. Es gab in meine r zwanzigjährigen politische n Tätigkei t 
kaum eine ähnlich e Zeit , in der eiserne Pflichterfüllun g jedes ander e Gefüh l 
ersticken mußte . Schließlic h war es auch nich t ganz umsonst . Wir änderte n 
und milderte n manch e Härten , welche die Ministerialbürokrati e uns auf-
zwingen wollte, zugunste n sudetendeutsche r Selbstverwaltung , rettete n ein 
gutes Stück neue r Bezirksautonomi e zur Ergänzun g der Gemeindeautonomi e 
und schufen die Grundlage n verstärkte n Einflusses auf die staatlich e Lan-
desverwaltun g von Böhmen , Mähren-Schlesie n und der Slowakei. Wenn die 
Praxis später manche s auch wieder illusorisch machte , so lag die Schuld 
nich t bei den deutsche n Regierungsparteien , die für die Reform gestimm t 
hatten . Ohn e uns wäre das Geset z nu r noc h drückende r geworden , vor allem 
wäre Schlesien von der tschechische n Landkart e ganz verschwunden , wie es 
im Regierungsentwurf e geplant war. So gelang es unsere r verzweifelten 
Gegenweh r wenigstens, daß stat t Mähre n eine Verwaltungseinhei t Mähren -
Schlesien geschaffen wurde, nach deren Embleme n beide ehemalige n Kron -
lände r gleichberechtig t ineinande r verschmolze n wurden . Schlesien behiel t 
selbständi g seine Wohlfahrtseinrichtungen , die gesetzlich von einer schlesi-
schen Kommissio n im Rahme n des mährisch-schlesische n Landesausschusse s 
zu verwalten waren. Ich stand damal s als einziger Schlesier  im Koalitions -
ausschu ß allein und kann guten Gewissens behaupten , daß ich persönlic h 
diese Änderun g erzwang. De r Innenministe r Čern ý rief mir nach der Ent -
scheidun g erbitter t zu: „Sie sind der Sieger" und konnt e mir seine Nieder -
lage nie meh r verzeihen . Da s tschechisch e Mähre n hatt e eben unsere n 
Schlesientei l nich t einfach verschlucke n können . 

Im Zuge des Kampfe s gegen die Verwaltungsreform entsandt e die schle-
sische Landesverwaltungskommissio n wiederhol t Vertrete r nach Prag, zu-
letzt noc h eine offizielle deutsch-schlesisch e Deputation , an der sich die 
deutsche n Landesverwaltungsmitgliede r und die deutsche n Bürgermeiste r von 
Troppau , Freudenthal , Jägerndor f und Tesche n beteiligten , welchen sich 
für das Hultschine r Land auch der Vizebürgermeiste r von Krawarn , Josef 
Slany, angeschlossen hatte . Letztere r verfaßte über die Vorsprache n der 
Deputatio n beim Ministerpräsidente n sowie bei den andere n Minister n ein 
Gedächtnisprotokoll , das mir volle Genugtuun g gegen viele Verunglimpfun -
gen gab. 

Außerde m kämpfte n wir in der Regierungskoalitio n hartnäcki g um das 
Sprachenrech t der neue n öffentlich-rechtliche n Körperschaften . Wir erreich -
ten unte r Garanti e der tschechische n Regierungsparteie n das Rech t der deut -
schen Verhandlungssprache n in den Gerichtsbezirke n mit über 50 % deut -
scher Bevölkerun g und weiters die deutsch e Referentensprach e für Bericht -
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erstatte r in den Bezirks- u n d Landesvertretungen . Ma n ermess e unser e 
Überraschung , als die Durchführungsverordnun g für die Landes - un d Bezirks-
vertretunge n die deutsch e Berichterstattun g nu r für die Referente n der Be-
zirksvertretunge n un d nich t auc h für die Landesvertretunge n festsetzte . 
De r tschechoslowakisch e Fouché , Ja n Černý , hatt e un s einfac h u m diesen 
Koalitionserfol g betrogen . Ic h versuchte , leide r vergeblich , die deutsche n 
Ministe r zu Demissionsandrohunge n zu bewegen. Di e Verwaltungsrefor m 
tra t mi t dem 1. Dezembe r 1928 in Kraft . Di e dringlich e Aufforderun g der 
Bürgerkoalitio n an die Regierung , in allernächste r Zei t eine n Gesetzent -
wurf übe r die Verwaltungsgerichtsbarkei t in den Bezirke n un d Länder n vor-
zulegen , wurd e ebenfall s ni e befolgt. 

Di e Wahle n in die erste n Bezirks- un d Lan d es Vertretunge n im Dezembe r 
1928 fande n kein besondere s Interess e de r Bevölkerung . Di e einzige klein e 
Sensatio n waren die 120000 Stimmen , welche ein e liberal-demokratisch e 
Liste (Dr . Kafka-Dr . Rösche ) in Böhme n erzielt e un d dor t zwei Landes -
mandat e erhielt , währen d sie in Mähren-Schlesie n ganz durchfiel . 

Immerhi n erhielte n die Deutsche n in Böhme n sowie in Mähren-Schlesie n 
je 3 von den gesetzliche n 12 Landesausschußmandaten . Di e Landesausschuß -
beisitze r erreichte n auc h faktisch ein e maßgeblich e Stellun g im Lande , wäh-
ren d die Landesvertrete r un d Mitgliede r de r diversen Landeskommissione n 
sich gegen die Bürokrati e de r Landesämte r nich t durchzusetze n vermochten . 

I n der Nationalversammlun g began n sich inzwische n die Masaryk- Wieder -
wahl auszuwirken , die am 27. Ma i 1927 stattgefunde n hatte . Ein e Zeitlan g 
war die Wiederwah l Masaryk s in Frag e gestellt . Di e Bürgerkoalitio n hatt e 
die, wenn auc h knappe , Mehrhei t der Nationalversammlun g un d es hin g nu r 
von Švehla ab, ob er Präsiden t de r Republi k werden wolle. E r lehnt e ab 
un d stellt e sich hinte r die Wiederwah l Masaryks . Dami t kam ein tiefer Ri ß 
in die Regierungsmehrheit . Švehla konnt e die Einigun g der Koalitio n für 
die Kandidatu r Masaryk s nich t erreichen . Damal s prägt e Šráme k das Wort : 
„Wi r habe n un s geeinigt , daß wir un s einigen werden. " Di e Nationaldemokrate n 
unte r Kramář s Führun g wollten von Masary k nicht s wissen; die slowakische 
Hlinkaparte i verargte ih m die Nichterfüllun g des Pittsburge r Vertrages un d 
wollte auc h keine n Freimaurer ; de r recht e Flüge l de r Agrarier wiederu m 
sah in Masary k den Protekto r de r sozialistische n Parteien , kurz , die langen 
Beratunge n hinte r den Kulissen der Koalitio n führte n zu keine m Ergebni s 
un d die Abstimmun g zu r Präsidentenwah l wurd e schließlic h freigegeben. 
Demgegenübe r arbeitete n die oppositionelle n sozialistische n Parteie n fieber-
haft an de r Herstellun g eine r Masaryk-Mehrheit , welche konsequenterweis e 
dan n nachhe r auc h die Regierun g übernehme n sollte . Sie ging nich t gleich 
in Erfüllung . Immerhi n erhiel t Masary k am Wahltag e die Majoritä t von 274 
Stimme n gegen 54 Stimme n für den kommunistische n Senato r Sture , wäh-
ren d 104 leere Stimmzette l abgegeben wurden . Von den 20 Mitglieder n mei -
nes Regierungsklub s hatte n 13 leere Stimmzette l abgegeben . De r Wahlak t 
selbst entbehrt e nich t des allgemeine n Eindruck s de r politische n Wende . 
Masary k nah m trot z de r hohe n Zah l der leeren Stimmzette l die Wah l an 
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un d betraute , nac h formale r Demissio n der Regierung , Švehla abermal s mi t 
de r alte n Bürgerregierung . 

Zwe i interessant e Details : Am Abend vor de r Wah l gingen wir nac h der 
Sitzun g des Koalitionsausschusse s durc h den Wandelgan g des Rudolfinums , 
de r gerad e mi t Palme n un d Teppiche n reic h geschmück t wurde . Kramá ř 
wies ironisc h lächeln d darau f hin un d sagte zu mir : „Da s ist die soziali-
stisch-demokratisch-monarchistisch e Republik. " Nac h dem Wahlakt e be-
obachtet e ich , wie Masary k bei Kramá ř vorbeiging. Masary k hocherhobene n 
Hauptes , Dr . Kramá ř lehnt e dreivierte l aufgestande n am Sitze un d starrt e 
finster vor sich hin . 

Unser e Freude , an der „Mach t beteiligt " zu sein, währt e nu r kurz . Seh r 
bald zeigte sich, wie groß das Opfer war, das wir im Dienst e unsere s Vol-
kes auf un s genomme n hatten . Dennoc h kan n gerechterweis e nich t geleug-
ne t werden , da ß die damalig e Regierun g relati v noc h die beste de r Republi k 
war. Da s Wirtschaftslebe n began n zum erste n un d letzte n Mal e eine n große n 
Aufschwun g zu nehmen , wie Staatsrechnungsabschlüss e un d Steuereingäng e 
bewiesen . Auch auf gesetzgeberische m Gebiet e bedeutete n die Besoldungs -
reform , die Refor m der direkte n Steuern , die Sozialversicherungsnovell e 
un d ein neue s Pensionsversicherungsgeset z de r Privatangestellte n immerhi n 
manch e Fortschritte , an dene n die Sudetendeutsche n reichlic h partizipierten . 
Nu r die national e Ausgleichsstimmun g konnt e nie rech t in Flu ß komme n 
un d zur Lösun g der deutsche n Frag e führen . I n den Sonntagsrede n paradierte n 
alle Ministe r mi t de r deutsche n Regierungsteilnahm e als deutliche s Zeiche n 
de r Staatskonsolidierung , aber an den Werktage n blieben die erwartete n 
Gegenleistunge n an un s aus. Nu r die Abschaffung des stet s wahltechnisc h 
durc h die Dislokatio n der Truppe n gegen national e Minderheite n miß -
brauchte n Soldatenwahlrecht s blieb ein Dauererfol g de r Bürgerkoalition . 

Di e deutsche n Regierungsparteie n hatte n sich zum „Deutsche n Verband " 
zusammengeschlossen , in dem abwechseln d die Obmänne r des Bunde s der 
Landwirt e un d der deutsche n christlich-soziale n Volksparte i den Vorsitz 
führten . Überdie s waren die Obmänne r de r dre i deutsche n Regierungspar -
teien Mitgliede r des damal s achtgliedrige n Koalitionsauschusses , doc h unse r 
Verhältni s 3 :8 setzt e sich doc h zu wenig durch . U m die Frag e des „Warum " 
zu beantworten , mu ß ich die Persone n etwas perlustrieren , die nebe n Švehla 
auf de r tschechische n Regierungsseit e den größte n Einflu ß hatten . 

Stellvertrete r des Ministerpräsidente n war de r Ministe r für soziale Für -
sorge Msgr . Ja n Šrámek , dessen politisch e Method e dari n lag, alles zu kom -
plizieren , was einfac h war, u m alle Fäde n imme r wieder in die Han d zu 
bekommen . E r war de r Obman n der tschechische n Volkspartei , die in dieser 
Period e die zweitstärkst e Parte i de r Nationalversammlun g war. Demgemä ß 
fühlt e er sich auc h berufen , seine Persönlichkei t un d seine nationa l tschechi -
sche Gesinnun g ständi g in den Vordergrun d zu rücken . So ka m es, daß 
Šráme k bald im tschechisch-radikale n Lager zu Ansehe n kam un d — eite l 
darau f — zu eine m Haupthinderni s jeder faktische n Verständigun g wurde . 
E r war eine unverträglich e Natur , was sich auc h dari n zeigte , daß er die ehe -
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mal s mi t de r tschechische n Volksparte i vereinigt e slowakische Hlinkaparte i un d 
dere n sympathische n Führe r Msgr . Andre j Hlink a aus nationalsozialistische m 
Größenwah n zum Austritt e aus dem gemeinsame n Klu b nötigte , worau f die 
beide n Katholikenführe r erbittertst e Gegne r wurden . Vielen war er ein Rätsel , 
manche n ein e politisch e Größe , alle waren sich aber darübe r klar , daß er 
machthungri g war. Aber auf keine m Gebie t der Politik , die er sehr rühri g 
un d leidenschaftlic h betrieb , entsprac h er den Erwartungen , die auf ihn 
gesetzt wurden . Stat t ein tschechische r Richelie u zu sein, blieb er ewig 
nu r ein kleinliche r Regisseur de r Prage r Parlamentsbühn e un d ein Hinderni s 
großzügiger Politik . 

Nebe n ih m spielte de r altösterreichisch e Tschechenführe r Dr . Kare l Kra -
má ř anfang s die größt e Rolle . Kramá ř war eigentlic h der interessantest e 
tschechisch e Politike r der Republik . Ih n umstrahlt e noc h vom alte n Öster -
reich he r der Glan z des „Böhmische n Löwen im Reichsrate" , dem er die 
erste Ministerpräsidentschaf t de r Republi k zu verdanke n hatte . I m Jun i 
1919 unterla g er bei den erste n Gemeindewahle n den Sozialiste n un d sank 
auf Grun d der Systemati k seine r Hauptgegne r Masary k un d Beneš von Jah r 
zu Jah r zu imme r größere r Bedeutungslosigkei t ab. I m gleiche n Maß e stieg 
sein persönliche r Grol l gegen den neue n Staat , den er sich seinerzei t wohl 
ganz ander s erträum t hatte . E r war dan n der erste , de r in seine m Partei -
blatt e „Národn í Listy" den Mu t aufbrachte , die Beneš-Politi k zu bekämpfen , 
un d die ih m sehr verübelt e Meinun g vertrat , daß „di e Deutsche n den Friede n 
gewinnen" . Ic h saß jahrelan g nebe n ih m im Koalitionsausschu ß un d konnt e 
wiederhol t wahrnehmen , wie er bemüh t war, ohn e sich als Tschech e etwas 
zu vergeben , die politisch e un d moralisch e Minderwertigkei t des offiziellen 
Regierungskurse s umzubiege n un d anständiger e Wege zu suchen . So wet-
tert e er in der Koalitio n wiederhol t gegen das Nichtworthalte n un d sprac h 
öfter s in de r verpönte n deutsche n Sprache , u m den deutsche n Koalitionsmit -
gliedern verständliche r zu sein. E r vermie d es dor t immer , die national e 
Empfindlichkei t zu verletzen . Manchma l hatt e ma n das Gefühl , da ß in ih m 
Erinnerunge n an die Übernationalitä t des alte n Österreic h noc h nachwirkten . 
I n seine r Jugen d hatt e er auc h im Auslande , unte r andere m auc h an den 
deutsche n Universitäte n Straßbur g un d Berlin , studier t un d sich dadurc h 
ein e weltoffene Bildun g erworben . Sein tragische r Fehle r war, daß ih m bei 
Ausbruc h des 1. Weltkriege s das geopolitisc h zwangsläufige national e Kon -
zept fehlte . E r wähnt e das Hei l des tschechische n Volkes im zaristische n 
Panslawismu s un d versäumt e es, die Zukunf t seine r Natio n im Rahme n der 
Mittelmächt e siche r zu stellen . So wurd e er durc h ein österreichische s 
Kriegsgerich t als Hochverräte r zum Tod e verurteil t un d späte r durc h kaiser-
liche Gnad e amnestiert . Dies e setzt e ihn sozusagen zwischen zwei Stühle . Di e 
Deutsche n konnte n in ih m nu r den Deutschenfein d sehen un d die „Sieger -
tschechen " Masaryk , Beneš , Kroft a un d ander e brauchte n ih m späte r nu r sein 
Majestätsgesuc h u m Begnadigun g vorzuhalten , u m ihn vor de r tschechische n 
Öffentlichkei t bloßzustellen . 

Von den Mitglieder n der Koalitio n ragte noc h der Slowakenführe r Msgr . 
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Andre j Hlink a hervor , der zwar nu r selten im Koalitionsauschu ß erschien , 
jedoc h dan n imme r sehr temperamentvol l den slowakischen Standpunk t ver-
tra t un d die tschechische n Mitgliede r dami t in sichtlich e Verlegenhei t brach -
te . Hlink a war eine markant e Erscheinung , ein Künstlerkop f mi t scharfe m 
Profi l un d leuchtende n Augen, umrahm t von schneeweiße m Haar , das am 
Hinterkopf e in Locke n herabfiel . Seine Politi k war geradlini g auf die Er -
füllun g des Pittsburge r Vertrage s gerichtet , in welche m Masary k den Slowa-
ken den Dualismu s mi t den historische n böhmische n Länder n versproche n 
hatte . E r geno ß das unumschränkt e Vertraue n seine r slowakischen Volks-
parte i un d zeigte auc h für die deutsche n Forderunge n imme r Verständnis . 
Di e Hlinkaparte i stellt e in de r Bürgerregierun g 2 Minister , den Unifizie -
rungsministe r un d den jugendliche n Ministe r für Volksgesundhei t Dr . Josef 
Tiso , de r 1939 Präsiden t de r Slowakische n Republi k wurde . Unse r Verhält -
ni s zu r Hlinkaparte i war imme r sehr freundschaftlich . Charakteristisc h hie -
für war ein Ausspruc h Hlinka s in de r letzte n Koalitionsberatun g vor dem 
Regierungswechse l 1929: „Mi t dem Luschk a bin ich imme r einig. " 

Von Deutsche n gehörte n Windirsch , der Obman n des Bunde s der Landwirte , 
Stenzel , der Obman n der deutsche n Gewerbepartei , un d ich dem Koalitions -
ausschu ß an . De n Vorsitz führt e de r Agrarier Bradá č nu r in tschechische r 
Sprache , da er kau m deutsc h verstand . Di e Sitzunge n fande n von Diensta g bis 
Freita g währen d der Parlamentstagunge n stat t un d nahme n die meist e Tagesze i t 
ein . Di e anfänglich e Möglichkeit , dor t initiati v einzugreife n un d Beschlüsse zu 
erzwingen , wurd e bald durc h die zugezogene n Ministerialreferente n sabo-
tiert , die — ob vorgeschobe n ode r nicht , konnt e ma n nich t eruiere n — oft 
sogenannt e sachlich e Bedenke n gegen unser e Anträg e vorbrachte n un d die 
Tscheche n dami t auf ihr e Seite zogen , so daß wir überstimm t blieben . 
Ein anderma l waren die Referente n nich t zu finden — die Ressortministe r 
drückte n sich gern vor dem Richterstuh l der Koalitio n — un d unser e Ange-
legenheite n mußte n dan n vertagt werden , bzw. „unaufschiebbaren " Gegen -
stände n der Koalitionsberatun g Plat z machen . Dies e durchsichtig e tschechisch e 
Takt i k gegen die deutsche n Anliegen wurd e ums o wirkungsvoller , je weniger 
unser e Ministe r sich darau f versteifen wollten . Da s politisch e Zie l unsere r da-
malige n Regierungsbeteiligun g war vor allem die deutsch e Selbstverwaltung , 
die eine n baldigen Erfol g erforderte . Di e Tscheche n spekulierte n aber auf die 
Zermürbun g unsere s Standpunkte s un d hofften , die Zei t zum Bundesgenos -
sen zu haben . Da s war das Dilemma , gegen das wir anzukämpfe n hatten . 
Aus der Regierun g wieder auszutreten , wäre imme r verlockend , im Grund e 
genomme n aber nu r ein eingestandene r Mißerfol g gewesen. So mußte n wir 
imme r wieder gute Mien e zum bösen Spie l mache n un d der Tück e des Geg -
ner s die eigene Zähigkei t entgegensetzen . Ic h selbst lernt e zu dieser Zei t 
nich t nu r die Verhältniss e im Staate , sonder n auc h den Unterschie d zwischen 
Realpolitik , zu de r ich mic h imme r bekannte , un d Ränkepoliti k kennen . 
So vergingen 3 Jahr e im ewigen Hoffen un d Enttäuschtwerden . Fü r das große 
Zie l de r Autonomi e mußte n wir in manche n saure n Apfel beiße n un d viele 
unpopulär e Gesetz e beschließen . Nac h 2 jährige r Regierungsbeteiligun g war 
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mit dem Tod e Švehlas der Stern der Bürgerregierun g merklic h im Erblei -
chen . Die Koalitio n hielt zwar vorläufig noc h nach außen , verlor jedoch all-
mählic h die Herrschaf t über die innenpolitisch e Lage. Innenministe r Čern ý 
sagte mir in dieser Zeit : „Es will Abend werden. " Die sozialistische Opposi -
tion verschärft e unte r der Protektio n Masaryks ihre Agitation im ganzen 
Staate . Es kam ihr zugute , daß nach Švehla sein Stellvertrete r Šráme k zur 
Regierungsführun g weder die Autoritä t noc h die Fähigkeite n besaß. Über -
dies war nich t zu leugnen , daß die Profitgie r manche r Produzentenkreis e 
Preissteigerunge n lebenswichtige r Bedarfsartike l nach sich gezogen hatte . 
Insbesonder e die Preissteigerun g des Zucker s als ein nach den Erfahrunge n 
in Altösterreic h bekann t wirksames Agitationsmitte l wurde weidlich ausge-
nützt . Wiewohl das allgemein e Preisnivea u noc h imme r weit unte r dem der 
Nachbarstaate n stand , hatt e die Hetz e dank der illoyalen Unterstützun g der 
„Burg " — größte n Erfolg. Auf deutsche r Seite sahen die Sozialdemokrate n 
ihre Zei t wieder gekommen . Sie schaltete n sich leidenschaftlic h in die Agi-
tatio n der tschechische n Sozialdemokrate n ein. Die bürgerliche n deutsche n 
Wähler wiederum waren mit Rech t verstimmt , da größere Erfolge der Re-
gierungsbeteiligun g ausgeblieben waren. Da s Zie l unsere r Regierungsbeteili -
gung, die völkische Autonomie , war tatsächlic h in den Hintergrun d gedrängt 
und die Besserung unsere r nationale n Lage wieder fraglich geworden . 

1929—1932: Udržal als Ministerpräsident. Peripetie der Ersten Republik. 

Um die Jahreswend e 1928—1929 wurde bekannt , daß Švehla rettungslo s 
verloren sei und einen Nachfolge r finden müsse. De r Verteidigungsministe r 
Udržal , der Vorsitzend e der Abgeordnetenkamme r Malypet r und Msgr. 
Šráme k waren die Kandidaten . Die größten Chance n hatt e der ebenso be-
jahrt e wie burgergeben e Udržal , dessen Tochte r die Freundi n des Fräulei n 
Dr . Alice Masaryk , der Präsidenti n des tschechoslowakische n Rote n Kreuze s 
war, der „Erzherzogi n Masaryk". Alle Vorsitzende n der Regierungs-Koalitio n 
wurden nacheinande r zum Staatspräsidente n gerufen. So gelangte auch ich durc h 
ein Spalier von Geheimpolize i und ein Labyrint h von Gänge n in das Arbeits-
zimme r Masaryks auf der altehrwürdige n Prage r Königsburg . Ich hatt e Ma-
saryk bei allgemeine n Empfänge n und Anlässen wiederhol t erlebt , diesmal 
aber sozusagen im téte ä téte , und ich mu ß gestehen , der Eindruc k seiner 
Persönlichkei t war unbestreitbar . Er war mächti g von Gestal t und hatt e 
einen auffallend stechende n Blick aus vergeistigten Augen. In gemütliche r 
Aussprache erkundet e er mein e Stellungnahm e zu Udržal , gegen den ich 
keinen Einspruc h erhob , sofern er die Verständigungspoliti k Švehlas fort-
setzte. ' Dan n fragte er mich blinzelnd , ob ich schon genügend tschechisc h 
könne . Ich verneinte . Er erzählt e mir , daß er das Gehö r für die englische 
Sprach e auch erst später gefunden habe . Als er das erstema l nac h den Ver-
einigten Staate n von Nordamerik a gekomme n sei, habe er trot z theoretische r 
Sprachkenntniss e keine englische Konversatio n führen können . Nac h einer 
halben Stund e verabschiedet e er mich nahez u kollegial. 
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Am 1. Februar 1929 wurde Udržal zum neuen Regierungschef ernannt. 
František Udržal stand als Reichsrats- und Landtags abgeordneter seit 1897 
im parlamentarischen Leben. Trotzdem erwies er sich sehr bald als ganz 
unfähig, die Staatspolitik zu steuern. Die Regierungskoalition erkannte 
den Fehlgriff und suchte sich fester zusammenzuschließen. Udržal stütze 
sich aber auf den Hradschin. Ein halbes Jahr zog sich das Ringen um 
das Übergewicht hin und her, bis Udržal als gleichzeitiger Verteidigungs-
minister plötzlich zurücktrat und o h n e Einvernehmen mit dem Koalitions-
ausschusse den Abgeordneten der Agrarpartei Dr. Viškovský, den ersten 
Bodenamtspräsidenten, zu seinem Nachfolger ernennen ließ. Der Koalitions-
ausschuß protestierte gegen diese Ernennung und Masaryk antwortete damit, 
daß er die Nationalversammlung auflöste. Der Hradschin hatte den entschei-
denden Schlag gegen die bürgerliche Mehrheit getan. Die Neuwahl wurde 
für den 27. Oktober desselben Jahres ausgeschrieben. 

Im regierungsdeutschen Lager verhehlte sich niemand die ungünstige 
Wahlsituation. Die Prager Politiker bemühten sich um eine Einheitsliste der 
„Aktivisten", wir Abgeordnete der Provinz wollten die Wahlschlacht partei-
mäßig schlagen, da wir die Stimmung unserer Wähler kannten, welche eine 
Verschmelzung in eine durcheinandergewürfelte Regierungsliste scharf ab-
lehnten. Zuletzt ergab sich als Kompromiß eine Listenverbindung des Bun-
des der Landwirte mit der deutschen Arbeits- und Wirtschaftsgemeinschaft 
(Kafka-Rosche) und der deutschen christlich-sozialen Volkspartei mit der 
deutschen Gewerbepartei. Unsere Versammlungen waren nicht besonders 
zugkräftig, auch die der nationalen Opposition waren schwach besucht; die 
Sozialdemokraten hatten offenkundig die besten Aussichten. Das Wahler-
gebnis entsprach den erwähnten Erwartungen. Die „aktivistischen" Parteien 
erlitten trotz des Zuwachses der Kafka-Rosche-Partei eine Einbuße von ei-
nem Abgeordnetenmandat (die Liste des BdL erlangte 16 Mandate, unsere 
DCV 14 Mandate). Die Sozialdemokraten hatten einen Zuwachs von über 
100000 Stimmen und 4 Abgeordneten- bzw. 3 Senatorenmandaten. Die na-
tionale deutsche Opposition behauptete mit 15 Abgeordnetenmandaten ihren 
alten Stand. 

Am Wahltage demissionierte die Bürgerregierung und sogleich setzte der 
Parteienwettkampf um die neue Regierung ein. Der Bürgerblock hielt weiter 
Koalitionssitzungen ab, zur Abwechslung gelegentlich auch im „Revolutions-
zimmer" des Prager Repräsentationshauses und wiederholte den „Rütli-
Schwur", einander nicht zu verlassen. Die sozialistischen Wahlsieger be-
stürmten die Burg, ihren Wahlerfolg zu honorieren. Das Ergebnis nach ein-
einhalb Monaten Feilschens war: Udržal behielt das Ministerpräsidium, die 
drei sozialistischen Parteien wurden in die Regierung aufgenommen und der 
Bürgerblock durch Ausscheiden der Hlinkapartei, der deutschen christlich-
sozialen Volkspartei und der deutschen Gewerbepartei so zugestutzt, daß 
die beiden Regierungsgruppen — sozialistisch und bürgerlich — sich zahlen-
mäßig ungefähr die Waage hielten. Udržal lud mich zu sich ein, um mir 
für die DCV nur mehr das Ergebnis seiner Regierungsverhandlungen mit 
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den anderen Parteien (trotz Rütlischwur) mitzuteilen und für unsere Mit-
arbeit in der Vergangenheit im Namen des Staates zu danken. Unser aus-
geschalteter Minister war bestürzt, ich froh, denn ich konnte mir von dieser 
Regierung keine Lösung der deutschen Frage vorstellen. Am 7. Dezember 
1929 begann die neue „Regierung der Bauern und Arbeiter", wie sie sich 
stolz nannte, ihre Tätigkeit, die man als Peripetie im Drama der Ersten 
Republik bezeichnen könnte. Bis dahin bestand Aussicht auf eine innere 
Umgestaltung des Staates, überdies stand der Staat wirtschaftlich auf seinem 
Höhepunkt, so daß manche Spannung gemildert und das Verhältnis der Na-
tionen zueinander erträglicher geworden war. Von nun an ging es in all 
diesen Belangen abwärts. 

Der wesentlichste Mangel der neuen deutschen Koalitionsbeteiligung war, 
daß nicht nur die unwiderrufene Forderung auf Selbstbestimmung, sondern 
selbst der bescheidene Anspruch auf nationale Selbstverwaltung der Ver-
gessenheit anheimfiel, und der Ruf nach nationaler Gleichberechtigung von 
den deutschen Koalitionspartnern nur zaghaft und gelegentlich ertönte. Er 
war mehr Signal ihres nationalen Rückzuges, denn ein Kampfruf. Der 
Schutz deutscher Interessen fand bei ihnen nur soweit Rückhaltung und 
Vertretung, als er sich mit den Parteiinteressen der Sozialdemokraten oder der 
Bauernbündler deckte oder ihnen förderlich war. Die Unterstützung Ein-
zelner wurde an die Parteilegitimation gebunden, die Koalitionsverbindung 
auf diese Weise über die Volksverbundenheit gestellt. Für den allgemeinen 
nationalen Schutz wurde in Versammlungen und Presse zwar noch geredet, 
aber nichts mehr getan. 

Die sozialistischen Parteien der Regierung paradierten anfangs wenigstens 
sozial. So setzten sie eine bescheidene Aufbesserung der Renten der Kriegs-
beschädigten durch und schufen 1930 in Form eines Weihnachtsbeitrages 
der Staatsbediensteten und Lehrpersonen im aktiven Dienste ein 13. Monats-
gehalt; zwei Maßnahmen, die allgemeine Sympathie fanden. Da sie jedoch 
den Staatssäckel schröpften, währte die Freude nicht lange. Den Rentener-
höhungen wurden verschärfte Überprüfungen der Pensionsreife entgegen-
gestellt und das 13. Monatsgehalt nur ein Jahr voll ausgezahlt. Im Jahre 
1931 wurde es durch ein Gesetz über Ersparungsmaßnahmen in der öffent-
lichen Verwaltung auf 70% eingeschränkt und im Jahre 1932 vollständig 
eingestellt. An seine Stelle trat wieder das „Weihnachtsfischgeld" der 
Staatsangestellten, das aus dem Weihnachtstrinkgeld der Amtsdiener in der 
österreichischen Zeit entstanden war und sich zu einem gewaltigen Unfug 
auswuchs. Der Beamte erhielt vor Weihnachten „vertraulich" ein verschlos-
senes Couvert auf den Schreibtisch gelegt. Unter der Verpflichtung, darüber 
zu schweigen, fand er einen Geldbetrag darin, der willkürlich und ohne 
gesetzliche Grundlage bemessen war. Jede Kontrolle war ausgeschaltet. Die 
Ministerialbeamten und die Amtsvorstände der unteren Instanzen erhielten 
ganz wesentliche Beträge, für die anderen fielen nur Brosamen ab. Die Ange-
gestellten deutscher, ungarischer etc. Nationalität erhielten weniger als ihre 
tschechischen Kollegen gleichen Ranges, was reichlich Grund zu Ärgernissen 
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gab. Wir forderten im Parlamente wiederholt Aufklärungen. Sie wurden in 
der Behauptung gegeben, daß das Weihnachtsgeld eine Belohnung für ad-
ministrative Budgetersparnisse sei, also eine rein interne Angelegenheit, die 
den Staat nichts koste. Die aufgesparten Kredite würden mit Jahresschluß 
verfallen, weshalb sie — so wurde den Abgeordneten drohend bedeutet — 
den ohnedies schlecht besoldeten Staatsbeamten vergönnt werden müßten. 
Die gleiche Logik galt auch bei der Protektionswirtschaft des Subventions-
wesens, wenn deutsche Korporationen oder Einzelpersonen über die viel 
reichlicheren Subventionen an Tschechen Klage führten. 

In der Folge trat der Begriff der Staatsloyalität als das entscheidende Kri-
terium in das staatspölitische Leben. Die oktroyierte, von uns deshalb nicht 
anerkannte Revolutionsverfassung verlangte von den Mitgliedern der Natio-
nalversammlung bei Androhung des Mandatsverlustes ein Treuegelöbnis 
für die Republik. Das Gesetz zum Schutze der Republik hatte 1923 allge-
mein die Staatsbürger zur Wahrung der aufgezwungenen Revolutionsver-
fassung und ihrer Einrichtungen verpflichtet. Nichtsdestoweniger war in den 
ersten 10 Jahren nach der Revolution die Jagd nach angeblichen Hochver-
rätern verhältnismäßig selten. Erst der von den Sozialisten beherrschten 
Udržal-Regierung war es vorbehalten, die Demokratie zu verleugnen und 
alles vom Polizeistandpunkt des Gesinnungszwanges zu beurteilen. So wurde 
immer einseitiger betont, daß wir Deutsche nur bei unbedingter Staatsbe-
jahung Rechte im Staate beanspruchen könnten. Dies wäre noch angegangen, 
wenn die Tschechen ihre internationalen Versprechungen der Gleichbe-
rechtigung der nationalen Minderheiten eingehalten hätten. Doch sie ließen 
es dabei bewenden, von anderen Loyalität zu verlangen, sie selbst aber in 
der deutschen Frage nicht zu halten. 

In dieser Lage gelang es mir, das erste und einzige Mal die Unterschriften 
sämtlicher Minderheitenvertreter des Abgeordnetenhauses ohne Unterschied 
der Nation oder Partei für den Antrag auf Einsetzung eines Ausschusses 
für die nationalen Minderheiten zu gewinnen. Der Antrag vom 3. April 
1930 Nr. 413 — III. Wahlperiode lautete folgendermaßen: 

„Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen: 

Gemäß § 22 der G. O. einen Ausschuß einzusetzen, welcher alle strittigen 
Angelegenheiten der nationalen Minderheiten zu verhandeln und der Natio-
nalversammlung die entsprechenden Anträge zwecks endgültiger Bereinigung 
der nationalpolitischen Differenzen im Staate zu stellen hat. 

B e g r ü n d u n g : 

Die Lösung der nationalen Frage ist die Grundlage für den inneren Frie-
den in der Cechoslowakischen Republik. Es unterliegt keinem Zweifel und 
wird von maßgebenden Kreisen aller Nationen anerkannt, daß bisher von 
einer Lösung der nationalen Frage keine Rede sein kann. 

Nadelstiche in sprachlicher Beziehung sind alltägliche Vorfälle. Die im 
Zuge befindliche Wälderzuteilung und Wälderverstaatlichung gibt erfah-
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rungsgemä ß begründete n Anlaß zu schwerwiegendste n nationale n Besorg-
nissen . Da s čechisch e Minderheitenschulwese n wird weite r in de r üppigste n 
Weise ausgebau t — alle diese gesetzliche n un d administrative n Maßnah -
me n werde n Gelegenheite n zur Zurücksetzun g der nationale n Minderheite n 
bleiben , wenn die national e Frag e nich t grundsätzlic h gelöst wird. I m Inter -
esse des Staate s darf das Vertraue n der Völker in die Staatsverwaltun g 
nich t erschütter t werden . 

De r Präsiden t der Republi k ha t in seine r Kundgebun g an die National -
versammlun g vom 7. Mär z 1930 erklärt , daß die Sprachen - un d Nationali -
tätenfrag e für den Staa t kein e Frag e des Prestiges , sonder n des administrati -
ven praktische n Bedürfnisse s ist. Mi t dieser Thes e stimme n die Lebensinter -
essen aller Völker des Staate s überein . Leide r besitzen die Minderheite n 
aber kein e gesetzliche n Garantien , da ß der vom Präsidente n der Republi k 
vertreten e Grundsat z auc h tatsächlic h durchgeführ t wird. 

Es mu ß dara n festgehalte n werden , daß es im Interess e des Staate s liegt, 
den noc h strittige n nationale n Frage n nich t auszuweichen , sonder n ihr e 
grundsätzlich e Lösun g direk t in Angriff zu nehmen . De r Präsiden t de r Re -
publi k ha t in de r eben erwähnte n Kundgebun g betont , daß gerade die ein -
zelne n Natione n den Staa t in de r Lösun g der nationale n Frage n unterstüt -
zen sollten . Dies e Ansich t vertra t auc h der ehemalig e Ministerpräsiden t 
Ant . Švehla, der in de r Regierungserklärun g vom 14. Oktobe r 1926 darau f 
hinwies , da ß die frühere n Versuch e (im alte n Österreich) , ein besseres Zu -
sammenlebe n der Natione n zu erreichen , scheiter n mußten , weil diese Ver-
such e von außenstehende n Faktoren , die mi t den Verhältnisse n nich t bekann t 
waren , unternomme n wurden . Heut e aber — so erklärt e Švehla — dan k des 
Sieges des demokratische n Gedanken s könne n wir in unsere m Staat e als freie 
Bürger ohn e fremd e Patronanz , direk t offen als Gleich e mi t Gleiche n ver-
handeln . 

Wir sind der Überzeugung , da ß unse r Antra g auf Errichtun g eine s Aus-
schusses zur Lösun g strittige r nationale r Frage n den Ansprüche n entspricht , 
die an die demokratisch e Staatside e der čechoslowakische n Republi k ge-
stellt werde n müssen . Nu r ein solche r Ausschuß würd e ein e direkt e Verstän -
digun g zwischen den Natione n ermöglichen , da die Beteiligun g von Parteie n 
der Minderheite n an der Regierungsmehrhei t de r Ausdruc k parlamentari -
sche r Takt ik , aber an sich kein e Lösun g der nationale n Frag e ist. De r bean -
tragt e Ausschuß wäre jedoc h geeignet , diesen Mängel n abzuhelfen , die natio -
nale n Minderheitsproblem e zu prüfe n un d die Bereinigun g der nationale n 
Differenze n endgülti g zu veranlassen . 

Di e Gefertigte n wissen sich bei de r Stellun g dieses Antrage s eine s 
Sinne s mi t allen Persönlichkeite n un d Korporationen , welche n der national e 
Fried e im Staat e am Herze n liegt." 

De r Antra g wurd e dem Rechts - un d Verfassungsauschu ß zugewiesen . 
Doc h ist er niemal s weiter behandel t worden ; das Abgeordnetenhau s ha t 
sich mi t ihm niemal s befaßt . Auch das gehör t zum Bild eine s Staates , der 
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sich nicht laut genug seiner Treue zu demokratischen Gedanken und Rechts-
grundsätzen vor der internationalen Welt rühmte. 

Tatsächlich nahm der oben bereits erwähnte Standpunkt, daß die Nicht-
tschechen nur dann irgendwelche Rechte in Anspruch nehmen können, 
wenn sie vorher genügend Beweise ihrer Loyalität gegenüber den Tschechen 
geliefert haben, überhand. Die Staatspolizei griff in diesem Sinne in die Na-
tionalitätenpolitik ein und zerbrach den Švehlakurs „Gleiche unter Gleichen". 
Die sudetendeutschen Staatsbürger, die den Regierungsparteien nicht ange-
hörten, erhielten den allgemeinen Stempel der staatlichen UnZuverlässigkeit. 
Spitzeltum und Proselytenmacherei waren von nun an auf der Tagesordnung 
und verdarben auch das Verhältnis der Deutschen untereinander bis auf den 
Grund. 

In den Jahren 1930 bis 1935 ging die bisher mehr äußerliche und ober-
flächliche Spaltung der Sudetendeutschen in offene Feindschaft über. Die 
deutschen politischen Parteien verloren die Verbindung untereinander, und 
bekämpften sich heftig. Die politischen Programmauslegungen verwickelten 
sich immer mehr in ein Labyrinth widersprechender nationaler Theorien: 
Deutsche Eltern erlagen williger dem Drucke, ihre Kinder in tschechische 
Schulen zu schicken, wo sie Geschenke bekamen und manche Vergünstigun-
gen für ihre Zukunft zugesichert erhielten. Drohungen und Gefährdung des 
Arbeitsplatzes taten das ihrige. Die Sprachenpraxis der Ämter wurde eben-
falls immer dreister. Anstellungen, Lieferungen und Arbeiten des Staates, 
selbst im deutschen Grenzgebiet, wurden den Deutschen immer mehr er-
schwert und verwehrt. Die Enttäuschungen machten hoffnungslos und ver-
bitterten auch die unentwegten Optimisten. Der Lebensstandard schmolz zu-
sammen, die Arbeitslosigkeit stieg, die Gebirgsgegenden insbesondere ver-
kümmerten. Die deutsche Wirtschaft verlor ihre Widerstandskraft. Dies 
umsomehr, als die jüdische Volksgruppe, die anfangs zum deutschen Kultur-
kreis gehalten hatte, nun unter der Hitlergefahr fluchtartig ins tschechische 
Lager überging. 

Die jüdische Volksgruppe hatte bei der Parlamentswahl 1929 an die tsche-
chisch-sozialdemokratische Liste Anschluß gefunden und zwei jüdischnatio-
nale Vertreter zum erstenmal in das Abgeordnetenhaus entsandt. Der unter 
der deutschen Wählerschaft verbliebene Rest der Juden gruppierte sich fast 
ausschließlich um die jüdischen Führer Czech, Heller und Taub der deut-
schen Sozialdemokraten, sprach in den Ämtern tschechisch, abonnierte in 
den tschechischen Theatern, unterstützte die tschechischen Interessen und 
schickte die Kinder in die tschechischen Schulen. 

Die tschechische Politik der Umsturzzeit lebte neuerdings auf. Der Natio-
nalstaat wollte keine Gleichberechtigung der nichttschechischen Mitbürger 
und riskierte alles. Die Tschechen hatten die deutsche Jugend hoffnungslos 
gemacht. Verständnislosigkeit und Hochmut gegen die deutschen Mitbürger 
hatten eine unüberbrückbare Kluft geschaffen. Die NSDAP im Deutschen 
Reich hatte deshalb ein leichtes Spiel, die Sudetendeutschen für sich zu 
gewinnen. Zu dieser politischen Situation gesellten sich auch schwere wirt-
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schaftlich e un d finanziell e Staatssorgen . Di e Weltwirtschaftskris e schlu g 
auf einma l mi t ganze r Schwer e in die ČSR ein . Di e Staatslenker , die 1918 
bewuß t un d systematisc h jede Fortsetzun g der Wirtschaftsgemeinschaf t mi t 
dem alte n Österreich-Ungar n jäh abgebroche n hatten , fingen sich nu n in ihre r 
eigene n Falle . Di e Schadenfreud e übe r die Verelendun g der befehdete n Nach -
bar n fand ihr e Vergeltung , die eingebildet e Autarki e der ČSR schwan d wie ein 
kurze r T raum . Di e Widerstandsfähigkei t gegen die einbrechend e Absatzkrise 
un d Arbeitslosigkeit war viel geringer als vorgetäusch t worde n war. Di e 
frühe r verlorene n Handelsbeziehunge n mi t dem Ausland e konnte n nich t 
meh r nachgehol t werden . Di e Nachbarstaate n hatte n den Ersat z des Güter -
austausche s längst andersw o gefunden , die Tschechoslowake i hatt e das 
Nachsehen . 

Di e ČSR hatt e ni e genügen d beachtet , welche Bedeutun g dem Expor t in 
eine m hochentwickelte n Industrieland e innewohne , un d den Expor t aus 
politische n Gründe n verdorre n lassen, da sie nich t zuletz t hoffte , die sude-
tendeutsch e Grenzlandindustri e dami t schwer treffen zu können . I m erste n 
Jahrzehn t de r Republi k wurde n Zoll -  un d Handelsverträg e nich t so erns t 
genommen , wie sie es auc h in de r Prosperitä t un d de r Glanzzei t de r Kč 
verdien t hätten . Ma n hatt e oft erlebt , daß die parlamentarische n Genehmi -
gungen von Handels - un d Zollverträge n nebensächliche r als alles ander e 
behandel t wurden . Di e Berichterstatte r waren nich t vorbereite t un d ließen 
nich t selten die Verträge als ein e politisch e Gunstbezeugun g der ČSR an 
die ausländische n Vertragspartne r ausklingen . Di e beteiligte n Ministe r 
fehlte n gewöhnlic h bei solche n Anlässen auf de r Ministerbank . Sie waren 
auc h nich t nötig , da die gesamt e Außenhandelspoliti k der Sektionschef , un d 
später e Titularministe r Dr . Friedmann , des Ministerium s für auswärtige An-
gelegenheite n führt e un d der jeweilige parlamentarisch e Berichterstatte r 
von ih m in die Vertragsumständ e auc h nu r soweit eingeweih t wurde , als 
es die Verlesun g des Ausschußberichte s verlangte . Debatte n zu diesen Ta -
gesordnungspunkte n gab es nicht . Fü r die Mehrhei t war die Zust immun g 
ein Ausfluß der Koalitionsdisziplin , un d für die Oppositio n die Ablehnun g 
meh r ode r weniger ein e Prestigefrage . Meldet e sich ein Redne r überhaup t 
zum Wort , dan n war es ein Oppositioneller , de r übe r ganz ander e Ding e 
sprach . 

Bis plötzlic h die Wirtschaftskris e hereinbrach : Bereit s End e 1930 mußt e 
ein außerordentliche r Kredi t von 150 Milí . Kč . zu ihre r Linderun g bewil-
ligt werden . De r Rahme n des Jahresbudget s reicht e nich t meh r aus. Da s 
Lebe n verlangt e meh r als formal e Regie . Di e parlamentarisch e Behandlun g 
der Staatsvoranschläg e un d Rechnungsabschlüss e war nämlic h im Laufe 
de r Zei t zu r Formalitä t geworden , das Budgetrech t de facto in de r Han d 
der Ministerialbürokratie , die sich vom Parlamen t nicht s einrede n ließ. Di e 
Tätigkei t de r Nationalversammlun g bestan d lediglich darin , die vorgelegten 
Ziffern nac h wochenlange n Debatte n gänzlic h unveränder t in komplizierte r 
Abstimmun g anzunehmen . Di e hierz u erforderlich e Parlamentsarbei t wurd e 
zwar für besonder s wichti g erklärt , war aber in Wirklichkei t eine rein e 
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Zeitvergeudung . De r einzige Vortei l für die Parlamentarie r lag darin , daß 
sämtlich e Ministe r zur Budgetzei t im Haus e anwesen d sein mußte n un d für 
Abgeordneteninterventione n beque m erreichba r waren . De r Sitzungssaa l 
war meisten s gähnen d leer ; alles, was zu sagen war, war bereit s in endlose n 
Sitzunge n des Budgetausschusse s angebrach t un d wurd e im Plenu m nu r meh r 
für die Parteipress e wiedergekaut . Hierz u mußte n die engere n Klubkollege n 
des Redner s Staffage stellen . Di e General -  un d Spezialdebatte n waren regel-
mäßi g vergebliche Mühe n ohn e weiter e Auswirkungen . Ers t beim Schluß -
wort des Generalberichterstatter s füllte sich de r Sitzungssaal . Di e Mehr -
heitsabgeordnete n hobe n auf das Zeiche n des Generalberichterstatter s auto -
matisc h die Hand . Bei den Abänderungsanträge n der Oppositio n entstande n 
anfang s größere , späte r seltener e un d geringer e Krawall e der niederge -
slimmte n Minderheit . Lär m wirkte als belebend e Abwechslun g in de r mono -
tone n Öde des Abstimmungsverfahrens . I n den spätere n Jahre n meistert e 
die tschechisch e Parlamentsregi e auc h diese Abwechslung , inde m alle Oppo -
sitionsanträg e als Entschließunge n in Bausch un d Bogen dem Budget -
ausschu ß zugewiesen wurden , u m dor t für die Ewigkeit begrabe n zu bleiben . 
I m Sena t wiederholt e sich das Schauspie l des Abgeordnetenhauses . 

De n Wirtschaftsnöte n war so die Regierun g nich t gewachsen . Di e staat -
liche n Arbeitslosenunterstützungen , dere n Deckun g imme r schwieriger 
wurde , waren das ungeeignetst e Mitte l zu r Beseitigun g der anschwellende n 
Arbeitslosigkeit . Späte r griff ma n zur Produktions - un d Exportförderun g 
durc h Exportprämie n un d Staatsgarantie n als eine m richtige n Heilmittel ; 
doc h der uninteressiert e Bürokratismu s vereitelt e wieder in ungezählte n 
Fälle n die Privatinitiativ e de r Exportindustrie , zuma l dann , wenn es sich 
um das sudetendeutsch e Gebie t handelte . So hatte n z. B. einma l ach t große 
Firme n der westschlesische n Steinindustri e nac h schwere r Vorarbei t un d 
langen Bemühunge n größer e Aufträge vom Ausland e erhalten , die befristet 
waren . Di e Firme n wandte n sich an das Sozialministeriu m in Pra g mi t de r 
Bitte , es mög e in diesem außergewöhnliche n Falle , wo es daru m ging, In -
dustri e un d Arbeite r zu beschäftigen , die Erlaubni s zu r Nachtarbei t erteilen . 
Da s Ministeriu m ließ das Gesuc h nich t weniger als vier Woche n unbeant -
wortet , um es dan n abschlägig zu bescheiden . De r Expor t entfie l durc h den 
Zeitverlust . So verstrickt e sich die Regierun g in fortwährend e Mißerfolge . 
Da s Steueraufkomme n konnt e durc h das ständi g anwachsend e Kont o der 
Strafgelder , insbesonder e de r Devisenstrafen , nich t ausgeglichen werden . 
Überdie s blieben die verschwiegene n große n Guthabe n maßgebende r Staats -
männe r unerfaßt , die ihr e schnel l erraffte n Vermöge n meisten s ins Ausland 
verschobe n hatten . Aber auc h in ihre n Safes bei Prage r Großbanke n waren 
ansehnlich e Kapitalie n versteckt . Als de r erst e Bodenamtspräsiden t un d 
mehrmalig e Ministe r Dr . Viškovský starb , fand ma n in seinem Safe auslän -
disch e Zahlungsmitte l im Wert e von übe r 300000 Kč . 

Di e Regierun g Udrža l hatt e es innerhal b von kau m dre i Jahre n auf ein 
Defizi t von viereinhal b Milliarde n Kč in de r Staatswirtschaf t gebracht . Di e 
Staatsschulde n erreichte n ein e gefährlich e Höhe , welche schließlic h Udrža l 
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zum Verhängni s wurde . Di e steigend e Erkenntni s seine r Unfähigkei t dran g 
selbst in die Kreis e de r Burg un d zwang ihn , im Herbs t 1932 zurückzu -
treten . Di e Sudetendeutsche n hatte n keine n Anlaß , ihm ein e Trän e nachzu -
weinen . 

1932—1935: Regierung Malypetr. Weltwirtschaftskrise und Rückkehr  zum 
scharfen Kurs. 

Ma n munkelte , daß Dr . Bene š den Stur z Udržal s entschiede n habe . Bene š 
sah die Krisenwirkunge n im In - un d Ausland e un d verlangt e stat t des ver-
schlafene n Udrža l eine n energische n Regierungschef , de r dem sinkende n 
Staatsprestig e wieder aufhelfen sollte . Dr . Bene š bereitet e sich scho n auf 
die Nachfolg e Masaryk s vor un d wollte wohl kein e faule Erbschaf t antreten . 
Klu g wie er war, weilte er zu dieser Zei t sehr viel im Auslande , u m sein 
internationale s Ansehe n zu pflegen un d seinem Volke dami t zu imponieren . 
Ebens o wünscht e er ein e Regierun g im Inlande , die seine feierliche n Ver-
sicherunge n der Stärk e der ČSR nich t gar zu sehr Lügen strafe. 

Seine Kandidatu r war nich t ganz sorgenfrei . Es gab eine kleine , aber auf 
Prage r Bode n sehr populär e Parte i mi t der Firmentafe l „Lig a gegen die ge-
bundene n Kandidatenlisten" , die ih m persönlic h viel zu schaffen machte . Di e 
dre i Abgeordnete n der Parte i Geor g Stříbrný , Gesandte r a. D . Dr . Kar l 
Pergie r un d Genera l Rudol f Gajd a truge n Namen , die unte r den Umsturz -
tscheche n viel bedeuteten . Insbesonder e Stříbrn ý war ein „Man n des 28. 
Oktober " der einma l Postminister , dreima l Eisenbahnministe r un d zuletz t 
in de r zweiten Regierun g Švehla vor der Bürgerkoalitio n Verteidigungsmini -
ster un d Stellvertrete r des Ministerpräsidente n gewesen war, in welche n 
Eigenschafte n er gerade die Benešparte i vertrete n hatte . Bene š hatt e ih n 
dan n aus de r tschechische n nationalsozialistische n Parte i ausschließe n lassen 
un d das Wahlgerich t hatt e ihn seines Abgeordnetenmandate s „au s niedrige n 
un d unehrenhafte n Gründen " verlustig erklärt . De r großangelegt e Geriqhts -
proze ß wegen persönliche r Bereicherun g als Eisenbahnministe r bei Waggon-
lieferunge n an Deutschlan d blieb aus Mange l an Beweisen unentschieden . Stři -
brnýs Rach e wurd e gefährlich , zuma l dieser gewandt e Demagog e ein e rege 
Anti-Beneš-Boulevardpress e in Szen e setzte . Bene š geriet mi t seine r „Me -
lantric h A. G."-Press e in die Defensiv e un d kämpft e von da ab gegen Stříbrn ý 
vergeblich . Stříbrný , zum Liga-Abgeordnete n gewählt , hiel t nu n auc h von der 
Parlamentstribün e leidenschaftlich e Reden , die in den Reihe n der tschechi -
schen Rechte n nich t ohn e Wirkun g blieben . Gege n die beide n andere n Liga-
Abgeordnete n hatt e Bene š meh r Glück , sie blieben auf de r Strecke ; Gajd a 
un d Pergie r verlore n ihr e Mandate . 

Nac h de r Demissio n Udržal s wurd e der Kammerpräsiden t Malypet r 1932 
zum Vorsitzende n der im übrigen unveränderte n „Regierun g der Bauer n un d 
Arbeiter " ernannt . Nu r de r Innenministe r Abg. Jurai j Slavik wurd e gegen 
den wiederkehrende n Ja n Čern ý ausgewechselt . E r sollte die Regierun g der 

255 



starke n Han d kennzeichne n un d es began n tatsächlic h auc h sogleich die ver-
stärkt e Offensive gegen die deutsch e un d ungarisch e Opposition . Di e „Ver -
teidigun g de r Demokrat ie " wurd e das Schlagwor t aller Staatskundgebun -
gen un d Ministerreden . 

Da s Net z de r Staatspolizeiämte r wurd e hauptsächlic h in den Grenzge -
biete n imme r weite r ausgebaut , die Staatspolize i die wichtigst e Behörd e un d 
von ihre m Leumundszeugni s die bürgerlich e Existen z abhängi g gemacht . 
Z u dieser Zei t tra f ich bei eine m Interventionsgang e in de r Durchfahr t zu r 
Prage r Burg den Ministe r Spina . E r sprac h mic h an un d wir kame n natür -
lich in ein politische s Gespräch . Dabe i zeigte er auf den Hradschi n un d sagte 
wörtlich : „Her r Kollege , Pra g wird noc h einma l de r Mittelpunk t Europa s 
werden. " Wenige Tag e späte r stan d ich mi t dem Abgeordnete n de r deut -
schen Nationalsozialiste n Han s Knirsc h vor dem offenen Fenste r ihre s Frak -
tionszimmer s un d sah übe r dem Hradschi n die Präsidentenstandart e im 
Sonnenglanz e wehen . E r wies mi t de r Han d auf dieses Bild un d sagte mir : 
„Her r Kollege , geben Sie acht , dor t wird einma l die Hakenkreuzflagg e 
wehen. " Soweit gingen damal s die Meinunge n sudetendeutsche r Politike r 
auseinander . 

Malypetr s Regierun g setzt e alles auf die Kart e unerschütterliche r Staats -
gewalt: „Da s ist unse r Staat" , „Wi r sind die Sieger des Weltkrieges". Mi t 
de r Machtergreifun g Adolf Hitler s in Deutschlan d began n zude m eine Tor -
schlußpani k de r ČSR , die wieder die Nationalstaatsdiktatu r von 1918/1 9 in 
Gan g setzte . 

Am 24. Ma i 1934 fand die dritt e Präsidentenwah l statt : die Situatio n 
für die Wiederwah l Masaryk s war günstige r den n je zuvor . Di e erfor-
derlich e 3/ s Mehrhei t de r Nationalversammlun g war bombensicher , kein e 
Gegenkandidatu r in Aussicht . Da s einzi g schwierige war die Absicht , den 
Wahlak t triumpha l zu gestalten . •  Di e Wah l sollte unte r ganz besondere n 
Feierlichkeite n vollzogen werden . De r Sitzungssaa l der Abgeordnetenkam -
mer , in welche m die Präsidentenwahle n bisher stattgefunde n hatten , mußt e 
dem Wladislawsaale auf dem Hradschin , dem Krönungssaal e der böhmische n 
Könige , Plat z machen , de r zu diesem Zweck e restaurier t un d mi t vielen Ko -
sten auf Glan z hergerichte t worde n war. Di e Treppe n waren allerding s 
noc h am Wahltag e in klägliche m Zustande , von Gerüste n un d Bretter n voll. 
Jede r der 450 Präsidentenwähle r erhiel t in dem Wahlkuver t ein Gedenk -
täfelchen , eine n gravierte n Bleistift un d ein Heft , in dem ein e kurz e Ge -
schicht e des Wladislawsaales enthalte n war. Da s Zeremoniel l übe r die Zu -
un d Abfahrt , Benehme n un d Kleidun g der Wähler , die Sitzordnung , die ge-
ladene n Gäst e auf der Galeri e u. ä. erweckte n den Eindruck , als sollte die 
Machtergreifun g Adolf Hitler s in Pra g 1934 ih r tschechische s Gegenstüc k ha -
ben , um Masary k als „geliebte n Führer " seines Lande s zu demonstrieren . Ei n 
verfassungswidriger Druc k auf die Wähle r — die Abgeordnete n un d Senatore n 
— sollte ein e möglichs t hoh e Stimmenzah l hierz u sichern . Di e regierungs -
abhängig e Presse bearbeitet e zu r Einleitun g der Wah l die öffentlich e Mei -
nun g mi t de r Behauptung , daß die Wah l Masaryk s der Ausdruc k der Staats -
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loyalitä t un d eine Selbstverständlichkei t für jeden Präsidentenwähle r sein 
müsse . Sie ließ keine n Zweifel darüber , daß jeder , der ihn nich t wähle , als 
staatsgefährlic h angesehe n werde n müsse . Di e Sitzordnun g dieser Wah l 
schie n mi r auc h so angelegt gewesen zu sein, daß Aufpasser aus dem tsche -
chische n Lager die Nichttscheche n leich t beobachte n konnten . Wir saßen in 
de r Mittelgrupp e der Sesselreihen . Wir hatte n merkwürdi g verschieden e 
Stimmzette l in den namentlic h bezeichnete n Wahlkuvert s mi t kleine n 
Löcher n ode r Rissen an verschiedene n Seite n ode r Enden . Ob all das 
ein e geheim e Kontroll e de r g e h e i m e n Präsidentenwah l war, konnt e nie 
eruier t werden , siche r ist jedoch , da ß die Wahlhaltun g der einzelne n Klub s 
scho n im vorhinei n ausspionier t wurde . Ic h hatt e alle Mühe , die Auskunft 
übe r die Haltun g unsere r Fraktio n vorzuenthalten . Wir hatte n die Abstim-
mun g freigegeben. Sendling e der Masaryk-Anhänge r bedrängte n einzeln e 
Fraktionsmitgliede r un d sondierte n die Masaryk-Loyalität , die bis auf weni-
ge Ausnahme n nich t hoc h im Kur s stand . Di e Wah l hatt e das Ergebnis , da ß 
Masary k mi t 327 Stimme n siegte, gegen 53 leere Stimmzette l un d 38 Stim -
men , die auf den kommunistische n Abgeordnete n Gottwald , den spätere n 
kommunistische n Staatspräsidente n entfielen . 

De r Jube l der tschechische n Linksparteie n übe r das Wahlresulta t war gul 
inszeniert , ebens o wie de r Jube l beim Erscheine n des wiedergewählte n Präsi -
denten , der eine n sehr senilen Eindruc k machte . De r Beifall wollte kein 
End e nehmen , doc h ein schrille r Mißto n trübt e minutenlan g die Begeiste-
rung . Masary k war bei de r Gelöbnisforme l geraum e Zei t stecke n geblieben , 
ma n glaubt e schon , daß er sie gar nich t beende n könne . E r war dan n Ge -
genstan d weitere r Ovatione n auf dem Burgplatz e vor dem Wladislawsaal, 
wo eine Ehrenkompani e des Heere s sowie Legionär e un d Sokol n mi t ihre n 
Fahne n aufgestellt waren . Zu m Abschluß fuhr er in offener Galakutsch e 
durc h die Straße n Prags , u m sich feiern zu lassen. Mi t ih m fuhr de r 
Ministerpräsiden t Malypetr . Bene š zeigte sich nicht . 

Di e gehoben e Stimmun g wurd e auc h mi t der Verbesserun g der wirt-
schaftliche n Lage im Staat e begründet . De r Tiefpunk t der Krise schien über -
schritten . Di e große Investitionsanleihe , Arbeitsanleih e genannt , hatt e im -
merhi n übe r 2 Milliarde n Kč eingebracht . Di e Einführun g des Getreidemo -
nopols , das der tschechoslowakische n Getreidegesellschaf t durc h Ermächti -
gungsverordnun g Mitt e Jul i 1934 überlasse n worde n war, hatt e der Land -
wirtschaft , Verbot e de r Errichtun g neue r Industriebetriebe , Umsiedlunge n 
un d Sanierunge n notleidende r Betrieb e der tschechische n Industri e vielfach 
aufgeholfen . De r Expor t hatt e durc h Staatsgaranti e un d Exportprämie n eine n 
etwas größere n Umfan g angenommen . Clearing - un d Kompensationsverträg e 
hatte n die Handelsabkomme n mi t Deutschland , Österreich , Ungarn , Jugo -
slawien, Griechenland , Bulgarien , Rumänie n un d der Türke i günstige r ge-
gestaltet . Di e Abwertun g der K č u m 162/ 3 % ihre s Goldgehalte s hatt e die 
Konkurrenzfähigkei t am Weltmarkt e gebessert . Di e Kehrseit e dieses Auf-
stieges war allerding s eigensüchtig e Einseitigkeit , den n bis auf den vermehr -
ten Holzexpor t un d die verbesserte Ausfuhrmöglichkei t für Textilie n un d 
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Gla s waren unser e Siedlungsgebiet e durc h die Regierungsmaßnahme n kau m 
berührt . Di e Arbeitslosigkeit blieb durc h weiter e Kurzarbei t in vielen Be-
trieben , die sich nich t erhole n konnten , auf unerträgliche r Höh e un d führt e 
zu r weitere n Verelendun g des Lebensstandards . De r Unterschie d der wirt-
schaftliche n Lage des tschechische n Raume s un d des sudetendeutsche n Rand -
gebiete s wurd e nu r noc h krasser . Malypet r wurd e von un s imme r wieder auf 
die steigend e Unzufriedenhei t unsere r Bevölkerun g aufmerksa m gemacht , 
zeigte aber wenig Verständnis . Ic h hatt e den Eindruck , daß er de r frisierten 
Wirtschaftsstatisti k meh r als un s glaube un d von dem Wah n befangen war, 
daß unser e Vorhaltunge n nu r umstürzlerisch e Umtrieb e wären . Jedenfall s 
waren verschärft e Maßnahmen , wie Vermehrun g de r Staatspolizeiexposi -
turen , Verschärfun g der Pressezensu r un d Versammlungskontroll e meisten s 
die Ergebniss e solche r Interventionen . Kei n Wunder , da ß demgegenübe r die 
radikal e Ideologi e des Nationalsozialismu s aus kleine n Anfängen zu wachsen 
begann . Ma n sucht e ihm mi t Gerichtsprozesse n un d natürlic h auc h in größte r 
Aktivität der Außenpoliti k zu begegnen . 

Außenministe r Bene š stan d hierdurc h am Kulminationspunkt e seines Ein -
flusses. E r sprac h von seine r Kleine n Entent e als eine r großmachtähnliche n 
Einhei t von 45 Millione n Menschen , ohn e die in Hinkunf t kein e Änderun g 
im Donaurau m meh r möglic h wäre . Sein e Bemühungen , die er mi t dem Aus-
bau der gemeinsame n wirtschaftliche n Interesse n begründete , führte n äu-
ßerlic h zu eine m gewissen Erfolg. Es gelang ihm , die ČSR , Jugoslawien un d 
Rumänie n durc h ein Organisationsstatu t zu binden , das am 30. Ma i 1933 
in Kraf t tra t un d die Aufgabe hatte , ein e einheitlich e Außenpoliti k de r 3 
Staate n möglichs t festzulegen . Es wurd e ein „Ständige r Ra t " der Kleine n 
Entent e eingeführ t un d die Außenministe r de r dre i Staate n wurde n ver-
pflichtet , ständig e Konferenze n unte r jährlic h wechselnde m Vorsitz abzu -
halten . Di e wichtigst e Bestimmun g des Organisationsstatute s war die Ver-
pflichtung , daß von nu n ab jeder politisch e Vertra g eine s de r dre i Staate n 
des einstimmige n Einverständnisse s mi t den beide n ander n Partnern , be-
durft e un d überdie s alle bisherigen Verträge der kleine n Entente-Staate n 
„so weit als möglich " vereinheitlich t werde n sollten . Dr . Bene š war sichtlic h 
zufrieden , als sein Berich t im Außenausschu ß der Abgeordnetenkamme r 
unte r dem demonstrative n Beifall de r tschechische n Koalitionsabgeordnete n 
angenomme n wurde . Di e nu n folgende n Ententekonferenzen , abwechseln d 
in de r ČSR , Jugoslawien ode r Rumänie n abgehalten , verliefen nac h tage-
langen Bemühunge n jedoc h meh r ode r weniger resultatlos . Ein e Zusammen -
arbei t der Eisenbahnverwaltungen , ein e Post - Telegraphen - un d Telefon -
unio n wurde n geplant , zuletz t auc h eine Wirtschaftszentral e in Pra g mi t 
de r Aufgabe begründet , den Güteraustausc h innerhal b de r Kleine n Entent e 
zu erhöhe n un d den Außenhande l gemeinsa m zu steigern . Kontakt e mi t 
Deutschland , die de r Prinzregen t Pau l von Jugoslawien späte r aufnahm , 
un d die Zurückhaltun g Köni g Caro l von Rumänie n entwertete n alle diese 
Bemühungen . Z u gleiche r Zei t wurd e auc h die österreichisch e Republi k in 
den Krei s eine r mögliche n Bündnispoliti k einbezogen . Bene š mußt e manch e 
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Kritik über seine veränderte Haltung gegenüber Österreich hören, die ihn 
auch dazu bewog, das von Frankreich betriebene Projekt der mitteleuropä-
ischen Zusammenarbeit der Kleinen Entente mit den Reststaaten Österreich 
und Ungarn in einem Exposée im Außenausschuß des Abgeordnetenhauses 
im März 1932, für ihn typisch, mit nein und ja bekannt zu geben. Er fügte 
damals wörtlich hinzu: 

„Auch bei uns nehmen einzelne einflußreiche Kreise zu dem Problem der 
mitteleuropäischen Zusammenarbeit einen zurückhaltenden, wenn nicht 
ablehnenden Standpunkt ein. Damit müssen wir ernstlich rechnen. Die Ein-
wendungen sind einerseits politischer, andererseits wirtschaftlicher Natur. 

Was die p o l i t i s c h e n Einwendungen anbelangt, so stimme ich voll 
mit ihnen überein. Wenn aus dieser Zusammenarbeit irgendwelche politische 
Gebundenheit entstehen sollte, wenn sie staatsrechtliche Organisation oder 
Ansätze zu sogenannten Konföderationen und ähnlichen politischen For-
mationen zum Ziel oder zur Folge haben sollte, so glaube ich, daß bei uns 
auf keiner Seite ein Zweifel darüber bestehen wird, daß sie a priori abge-
lehnt werden muß. Darin sind auch alle Staaten der Kleinen Entente einig, 
und so betrachtet auch unsere Regierung die ganze Angelegenheit." 

Die gemeinsame Betrachtung war die wiederholte Drohung, daß die 
Restauration der Habsburger in Österreich oder in Ungarn den casus belli 
für die Kleine Entente bedeuten würde. Die Habsburger fürchtete Beneš am 
allermeisten. Gelegentlich arbeitete er diskret auch an der Neutralisierung 
Österreichs nach Schweizer Muster, um die Habsburgergefahr zu bannen und 
gleichzeitig auch mit einem Schlage die Revisionsforderungen Ungarns noch 
mehr zu isolieren. Ich warf ihm diese geheimen Pläne einmal im Außenaus-
schuß der Kammer vor. Er unterbrach mich sofort mit erregtem Wider-
spruche, und der auffallende Schluß der Kontroverse war, daß die beider-
seitigen Ausführungen über Weisung der Parlamentszensur aus dem steno-
graphischen Sitzungsprotokoll gestrichen wurden. 

Währenddessen wurden die innenpolitischen Probleme und so auch die 
deutsche Frage von der öffentlichen Diskussion abgesetzt, dafür aber eine 
Reihe von Polizeigesetzen zur Beaufsichtigung der Sudetendeutschen, Ungarn 
und Polen erlassen. Anfangs Juni 1933 beschloß die Parlamentsmehrheit ein 
Ermächtigungsgesetz, durch welches die Regierung eine außerordentliche 
Regierungsgewalt erhielt, die sich auf das gesamte wirtschaftliche und 
finanzielle Staatsleben bezog. Die vorgesehene Verpflichtung der Regierung, 
die mit der Unterschrift des Präsidenten der Republik versehenen Verord-
nungen binnen vierzehn Tagen der Nationalversammlung vorzulegen, blieb 
großenteils unausgeführt. Überdies wurden die Gesetze zum Schutze der 
Republik, das Pressegesetz und das Wehrgesetz wesentlich verschärft. Die 
zwei deutschen Regierungsparteien durften mit der Mehrheit stimmen, hat-
ten jedoch den politischen Einfluß bereits verloren. Beneš und Malypetr Stütz-
ten sich wieder ausschließlich auf die „Staatsnation" und waren bemüht, 
nun auch die tschechischen Rechtskreise für das Masaryk-Benesregime zu-
rückzugewinnen. Ein Mittel hiefür war das Mitte Februar 1933 beschlossene 
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Gesetz , dem ermordete n ehemalige n Finanzministe r Dr . Rašin un d dem auf 
mysteriös e Art im Jahr e 1919 umgekommene n slowakischen Genera l Dr . 
Mila n Štefáni k auf Staatskoste n Denkmäle r in Pra g zu errichten . Es gelang 
auf diese Weise auch , den alte n Kramá ř zu überwinde n un d die rechtsbür -
gerlich e tschechisch e Jugen d — mi t jungen Männer n wie Dr . Ježe k — für 
die Politi k de r Regierun g zu gewinnen . 

Di e schwüle Atmosphäre , die der erhöht e Druc k auf das Sudetendeutsch -
tu m verursachte , löste auc h schwere Wirkunge n im kulturelle n un d sozialen 
Lebe n der Grenzgebiet e aus . Ein e langsam in Verzweiflung übergehend e 
Mißstimmun g dran g in den ganze n Volkskörpe r ein . De r allgemein e Druc k 
macht e sich in große r Gereizthei t de r Deutsche n untereinande r geltend . Da s 
gegenseitige Mißtraue n stieg, die politische n Spannunge n schnitte n vielfach 
auc h in das Familienlebe n ein . I n den nationale n Schutzvereinigunge n setz-
te n sich parteipolitisch e Spaltunge n fest, die bisher in diesen Institutione n 
frem d waren . I m gleichen Schrit t mi t de r Verschärfun g des Regierungskur -
ses marschiert e auc h die tschechisch e Presse . Ihr e gehässige Schreibweis e 
hatt e wieder die Tonar t de r Umsturzzeit , die Regierungspress e überflügelt e 
dabe i sogar alle anderen . Di e Blätte r konnte n unte r dem Wohlwolle n 
der Zensurbehörde n nac h Herzenslus t Brunne n Vergiftung betreiben , ihr e 
Schlagzeile n waren ununterbrochen e Provokationen , welche ihr e Wirkun g 
auf die Stimmun g breite r Schichte n nich t verfehlten . Allen voran leistet e 
sich da die vom Außenministeriu m redigierte , deutsc h geschrieben e „Prage r 
Presse " Unglaubliches . Sie scheut e sich nicht , jede Verständigungspoliti k 
de r deutsche n Aktivisten zu diskreditieren . Di e Erregun g auf beide n Seite n 
steuert e vor den Neuwahle n zur Nationalversammlun g im Jahr e 1935 ihre m 
Höhepunk t zu . Vorhe r hätte n End e 1934 Neuwahle n in die Landes - un d Be-
zirksvertretunge n stattfinde n müssen . Di e Unsicherhei t des Wahlausgange s 
auf deutsche r Seite veranlaßt e jedoc h die Regierung , die Wahlperiode n 
gesetzlich verlänger n zu lassen. Da s Jah r 1935 sollte das groß e Wahljah r 
für alle öffentlich-rechtliche n Körperschafte n werden . Ein Aufschub de r 
Nationalversammlungswah l war unmöglich , da die verfassungsmäßige 3/ 5 Mehr -
hei t des Parlament s hierfü r nich t aufzubringe n war. Di e zwei deutsche n Re -
gierungsparteie n Malypetr s hatte n große Sorgen . Deshal b griff, die Regie -
run g Anfang 1935 zu eine m Wahlschutzgeset z für diese Parteien . Di e Wahl -
ordnung , die seit 1925 in Geltun g war, wurd e dahi n abgeändert , daß die 
Parteilist e nu r meh r wenigsten s 20000 Stimme n in eine m Abgeordneten -
wahlkrei s un d 35 000 Stimme n in eine m Senatswahlkrei s benötigte , u m ein 
Grundmanda t un d dami t die Basis für die weitere n Stimmzählunge n zu er-
langen . Di e bisher hiefü r erforderlich e Wahlzah l für das Abgeordnetenhau s 
hatt e 1929 bereit s die Höh e von durchschnittlic h 27500 Stimme n in den 
Wahlkreise n Böhmen s un d Mähren-Schlesien s erreicht . Weiter s wurde n nu r 
120000 Stimme n im ganze n Staatsgebiet e für die Einbeziehun g der Listen 
in das 2. un d 3. Skrutiniu m erforderlich . 

Di e 3. Parlamentsperiod e war für das Sudetendeutschtu m politisc h un d 
wirtschaftlic h sehr unbefriedigen d verlaufen . Am schwerste n drückt e die Ar-
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beitslosigkeit im sudetendeutsche n Raum , dergegenübe r die nationale n For -
derunge n vielfach verstummten , da sie sich de r vordringliche n Arbeitsbe-
schaffun g nich t entziehe n konnten . Di e Zah l de r Arbeitswerbe r bei den 
öffentliche n Arbeitsvermittlungsstelle n betru g End e 1929 52 809, End e 1930 
bereit s 239 564, un d End e 1931 gar 486 383, u m im April 1933 den Höhe -
punk t von 795 919 offiziell gezählte n Arbeitslosen zu erreichen . Demgegen -
übe r bracht e die Statisti k der Beschäftigte n im Jahresdurchschnit t 

1929: 2 506190 
1930: 2 446197 
1931: 2 312 596 un d 
1932: nu r meh r 2 069 014. 

De r Tiefstan d der Beschäftigun g war 1934 mi t 1877 995 Persone n erreicht . 
Dies e Ziffern waren bei eine r Gesamtbevölkerun g von bereit s 141/ 2 Millione n 
an un d für sich scho n Krisenzeichen , für das deutsch e Grenzgebie t bedeutete n 
sie aber noc h viel mehr . I n einzelne n deutsche n Notstandsbezirke n (Graslitz , 
Sternberg , Freudentha l u. v. a.) stieg die Arbeitslosigkeit bis auf 3U de r 
frühere n Beschäftigtenzah l un d war nac h der Gewerkschaftsstatisti k bei den 
Sudetendeutsche n durchschnittlic h dreima l so hoc h wie in den tschechische n 
Bezirken . 

Di e Regierun g ächzt e unte r den Arbeitslosenunterstützungen , die ein 
imme r größere s Loc h in die Staatsfinanze n rissen,  un d operiert e mi t Kassen -
scheine n un d stillen Anleihe n unte r sehr harte n Drosselunge n der Staats -
ausgaben . Ein e de r empfindlichste n Sparmaßnahme n war die Kürzun g der 
Gehälte r un d Pensione n der Staatsangestellte n u m 10 bis 1 5 % der Monats -
bezüge, dere n Auszahlun g bei den aktiven Staatsangestellte n auf den 10. 
des Fälligkeitsmonat s un d bei den Pensioniste n auf den 4. des Fälligkeits -
monat s verlegt wurde . 

Zahlreich e Änderunge n der Währungsschutzgesetz e beschränkte n den 
Zahlungsverkeh r mi t dem Auslande , u m die Zahlunge n für eingeführt e 
Ware n von laufende n Zahlunge n aus andere n Ti te l n an tschechoslowakisch e 
Exportguthabe n zu binde n un d Barzahlunge n möglichs t auszuschalten . Al-
les unterla g de r staatliche n Devisenbewirtschaftung . I m Inland e mußte n 
fremd e Zahlungsmittel , Forderunge n in fremde r Währung , Edelmetall e un d 
ausländisch e Wertpapier e der tschechoslowakische n Nationalban k angebote n 
un d bei Abruf verkauft werden . Di e monatlich e Freigrenz e für Auslands -
reisen wurd e gena u normiert , sie betru g schließlic h bis zum Staatsend e 1000 
Kč ode r dere n Gegenwert . I n den sechs Jahre n der dritte n Parlamentsperiod e 
verwirtschaftete n die Regierunge n Udrža l un d Malypet r trot z gewaltiger 
Mehreinnahme n durc h Erhöhun g von Steuern , Gebühre n un d Taxe n aller 
Art das bis dahi n imme r behauptet e Gleichgewich t im Staatshaushalte . Ei -
ne n kleine n Überblic k mög e die Kassenlag e des Staatsrechnungsabschlusse s 
1935 bieten : 

261 



Gemä ß der Kassenrechnun g ergaben sich aus dem im 
Budget 1935 präliminierte n Poste n effektive 
Einnahme n von 7 053,8 Mill . Kč 
un d Ausgaben von . 8 504,2 Mill . Kč 

so da ß ein Abgang von 1 450,4 Mill . Kč 

resultierte . Überdie s erfolgten nicht-veranschlagt e Ausgaben in Höh e von 
1 593,6 Mill . Kč . Ein Tei l von ihne n wurd e durc h Kreditoperatione n in 
Höh e von 1 387,8 Mill . Kč gedeckt . Es verblieb aber noc h ein ungedeckte r 
Betra g von insgesam t 1 656,2 Mill . Kč . 

De r Voranschla g von 1935 hatt e 7963,3 Mill . Kč Staatsausgabe n gegen 
7 985,3 Mill . Kč Staatseinnahme n vorgesehen . Stat t des errechnete n Aktivums 
von 22 Mill . Kč ergab schließlic h de r Staatsrechnungsabschlu ß 1935 den tat -
sächliche n Abgang von 1780,4 Mill . Kč . 

Ein Charakteristiku m de r Staatsrechnungsabschlüss e war das regelmäßig e 
Versagen de r staatliche n Unternehmungen , abgesehe n vom staatliche n Ta -
bakmonopol . Di e Staatswälde r un d Staatsgüter , die ein Ausma ß von übe r 
1,2 Millione n Hekta r umfaßten , schlössen alljährlic h unverständlicherweis e 
passiv ab, im vorerwähnte n Jahr e 1935 mi t eine m Defizi t von 14,6 Millionen . 
Alle Vorstellunge n gegen die offenkundig e Mißwirtschaf t auf größtenteil s 
1919 enteignete m Bode n blieben erfolglos. Ähnlic h unwirtschaftlic h ging es 
bei den Staatsbahne n zu, dor t zahlt e de r Staa t alljährlic h viele hundert e 
Millione n Kč , wenngleic h ein Tei l de r Einnahme n (z. B. die Fahrkarten -
steuer ) dem Fisku s auc h ansehnlich e Summe n zuführte . Wirtschaftskreis e 
verlangte n wiederhol t die Verpachtun g der Staatsbahnen , die politisch e Re -
putatio n ließ es aber nich t zu . 

1935—1938: Ministerpräsident Hodža. Der Zusammenbruch des 
Aktivismus. 

Di e Neuwahle n fande n am 19. Ma i 1935 für das Abgeordnetenhau s un d 
den Sena t un d am 26. Ma i 1935 für die Landes - un d Bezirksvertretunge n 
un d vereinzel t auc h für Gemeinde n statt . I n die Nationalversammlun g kan -
didierte n vier deutsch e Wahlgruppen . Di e deutsch e sozialdemokratisch e Ar-
beiterpartei , de r Bun d der Landwirte , die deutsch e christlich-sozial e Volks-
parte i un d erstmali g die sudetendeutsch e Parte i Konra d Henleins . Di e 
„deutsch e Wahlgemeinschaft " aus Reste n der deutsche n Nationalpartei , dem 
Landbund e Dr . Hanreichs , de r deutsche n Gewerbeparte i un d der deutsch -
demokratische n Freiheitsparte i hatt e sich de r ungarisch-nationale n Liste 
verschrieben . Di e national-liberal e Roschegrupp e hatt e sich von der Arbeits-
un d Wirtschaftsgemeinschaf t getrenn t un d war in die „Sudetendeutsch e Heimat -
front " Konra d Henlein s übergetreten . Wie zu erwarte n war, hatt e diese Benen -
nun g bei der Zentralwahlkommissio n Schwierigkeite n un d mußt e sich in „Su -
detendeutsch e Partei , Vorsitzende r Konra d Henleiri " umändern , sonst wären 
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ihr e Kandidatenliste n nich t zugelassen worden . Sie wurd e die ausgesprochen e 
Wahlsiegerin un d mi t 1 249 530 Stimme n die stärkst e Parte i der ČSR . Di e 
bisher stärkst e Partei , die tschechisch e Agrarpartei , erhiel t 1176 593 Stim -
men . Di e Überraschun g der Tscheche n war so groß , daß die nächtliche n 
Radiomeldunge n der Wahlergebniss e plötzlic h abgebroche n wurden . Di e 
Regierun g un d Regierungspress e ahnte n die in- un d ausländisch e Wirkun g 
un d konnte n ihr e Verwirrun g nich t verleugnen . Malypet r überlegt e neu n 
Tag e lan g die Demission , u m dann , sieben Tag e später , wieder zum Che f 
de r unveränderte n Regierun g „de r Arbeite r un d Bauern " bestell t Zu werden . 
Ma n hoffte , Henlei n überwinde n zu können . Es war vorauszusehen , da ß 
Malypet r dies durc h weiter e Verschärfun g seines Regierungskurse s versu-
che n werde . 

Doc h nac h wenigen Monate n gab er seinen Regierungsvorsit z an den bis-
herige n Landwirtschaftsministe r Dr . Mila n Hodža , eine n slowakischen Agra-
rier , ab un d ließ sich wieder zum Kammervorsitzende n wählen , welche r 
Poste n durc h den To d des biedere n Bohumi r Bradá č eben frei geworden war. 

Dr . Hodža , de r sein Amt im Novembe r 1935 antrat , sollte die verfahren e 
Situatio n retten . Als Vertrauensman n des ermordete n österreichisch-ungari -
schen Thronfolger s Fran z Ferdinan d ursprünglic h von den Tscheche n mi t eine m 
gewissen Mißtraue n verfolgt, hatt e er es verstanden , sich ein so weitreichende s 
Ansehe n zu schaffen , daß er bei seine m Amtsantrit t e in allen politische n 
Lager n Verbindunge n un d Freund e besaß . Nu r Hlink a kannt e Hodž a gründ -
liche r un d nannt e ihn den besten Zirkusdirekto r de r Republik . Von hohe r 
Statu r un d elegante m Äußeren , sprachkundi g un d vom ungarische n Reichs -
ta g her , dessen Mitglie d er vor dem Umstur z 1918 gewesen war, parlamen -
tarisc h sehr gewandt , stellte er den besten Man n dar , den der Agrarklub 
noc h präsentiere n konnte . Bene š dürft e den lange widerstrebende n Masary k 
zu r Ernennun g überrede t haben . Hodž a ging sein neue s Amt sehr optimi -
stisch an , manche s gelang ihm , so die Wah l Benešs zum Staatspräsidenten . 

Di e vierte un d letzt e Wah l eine s Präsidente n der 1. Republi k fand am 
14. Dezembe r 1935 statt , fünf Tag e nac h dem Rücktri t t Masaryks . De r 
abtretend e Präsiden t hatt e nich t vergessen, beim Amtsverzich t den allzeit 
getreue n Dr . Bene š als seinen Nachfolge r dem Ministerpräsidente n Dr . Hodž a 
zu empfehlen , welche r „de n letzte n Willen " auc h sogleich in eine r Rundfunk -
gedenkred e bekann t gab. Dami t began n ein lebhafte s Intrigenspie l u m die 
nunmeh r offizielle Kandidatu r Dr . Benešs. Di e tschechische n Rechtsparteie n 
suchte n eine n Gegenkandidaten . Kramář , der diesma l groß e Chance n ge-
hab t hätte , war scho n zu alt un d überdie s schwer leiden d un d Hodž a war 
von Bene š eingefangen . Es blieb somi t nu r übrig, eine n bishe r weniger expo-
nierten , neue n Man n als Präsidentschaftskandidate n zu finden . Doc h keine r 
de r angegangene n tschechische n Nichtparlamentarie r aus den Kreise n der 
Wissenschaf t ode r Wirtschaf t wollte sich der Rach e Benešs un d seine r Legio-
när e aussetzen . Endlic h erklärt e sich der Vorsitzend e des tschechische n Na -
tionalrates , Universitätsprofesso r Dr . Bohumi l Němec , ein chauvinistische r 
nationaldemokratische r Senato r de r erste n Wahlperiode , zu r Kandidatu r 
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bereit . Di e Agitatio n für ih n setzt e sehr lebhaf t ein , ma n scheut e sich nicht , 
diesma l auc h die nationale n Minderheitenvertrete r der Opposition , in erste r 
Lini e die sudetendeutsch e Partei , heftigst zu umwerben . Di e Wahlmänne r 
für Něme c sah ma n am Abend des 13. Dezembe r sogar im Prage r Deutsche n 
Haus , u m für ihn deutsch e un d ungarisch e Stimme n zu werben . Bene š hatt e 
nämlic h am Nachmitta g desselben Tage s angeblic h als letzte n Trump f die 
Drohun g ausgestoßen , daß er die Wah l nich t annehme n würde , wenn er nich t 
gleich im erste n Wahlgang e mi t de r erforderliche n  3/ 5 Mehrhei t gewählt 
würde , was nu r mi t deutsche n un d ungarische n Stimme n möglic h war. Di e 
Mathematike r hatte n sich aber verrechnet . Di e kommunistisch e Parte i ga-
rantiert e Bene š ihr e Stimmen , so da ß seine Wah l nu n doc h für den erste n 
Wahlgan g scho n gesicher t erschien . Něme c tra t bereit s in de r Nach t von 
der Kandidatu r zurück , die Bah n für Bene š war frei. E r erhiel t am Wahl -
ta g 340 Stimmen , 24 entfiele n noc h auf Němec , 76 Stimmzette l waren leer . 
Dr . Bene š war Staatspräsiden t un d am Zie l seine r Wünsche . 

E r hatt e Masary k zu Beginn des 1. Weltkriege s persönlic h kenne n gelernt , 
war ^dan n übe r die österreichisch e Grenz e bei Eger entkomme n un d zum 
Generalsekretä r de r tschechische n Revolutionskomitee s in Pari s vorgerückt . 
Seine Denkschrifte n gegen die österreichisch-ungarisch e Monarchi e hatte n bei 
den Friedenskonferenze n von 1919 vielfach den Ausschlag gegeben, wo-
durc h er Masary k unentbehrlic h wurd e un d nac h dem Umstürz e ständi g 
den Poste n des tschechoslowakische n Außenminister s inn e hatte . I m neue n 
Staa t war er de r Träge r der Parte i der tschechische n Nationalsozialisten . 
Überdie s war er der Vertrauensman n der tschechische n Weltkriegslegionäre , 
die er beim Umstürz e durc h Gesetz e für alle Staatsanstellunge n vorweg privi-
legieren ließ. 

Bei de r Parlamentswah l vom 19. Ma i 1935 erlit t die deutsch e christlich -
soziale Volksparte i ein e schwer e Niederlage . Sie büßt e gegenübe r de r Wah l 
des Jahre s 1929 185300 Stimme n un d 5 Abgeordnet e bzw. 3 Senatsmandat e 
ein un d konnt e nu r in den Wahlkreise n Böhmisch-Leipa , Olmüt z un d 
Mährisch-Ostra u dre i Grundmandat e im Abgeordnetenhaus e un d ein Se-
natsgrundmanda t im Senatswahlkreis e Mährisch-Ostra u durchbringen . Dre i 
weiter e Abgeordneten - un d zwei Senatsmandat e fielen ih r von den Rest -
stimme n zu. Di e Sudetendeutsch e Parte i Konra d Henlein s erobert e nich t 
weniger als 44 Abgeordnetenmandat e un d 23 Senatsmandate . Von den 
übrigen deutsche n Parteie n rettet e die deutsch e Sozialdemokrati e noc h 
elf Abgeordneten - un d sechs Senatsmandate , de r Bun d der Landwirt e gar 
nu r meh r fünf Abgeordnetenmandate , währen d er im Sena t ganz durch -
fiel. Bei diesen Kräfteverhältnisse n war klar , daß die Sudetendeutsch e Par -
te i trot z aller Hinderniss e übe r kur z ode r lan g als Spreche r de r Deutsche n 
auftrete n würde . Di e tschechisch-deutsch e Regierungskoalitio n der frühere n 
Wahlperiod e wehrt e sich verzweifelt dagegen un d sucht e die Parlaments -
mehrhei t durc h Hinzuziehun g der slowakischen Hlinkaparte i un d auc h der 
deutsche n christlichsoziale n Volksparte i weitgehends t zu verstärken . Als Mi -
nisterpräsiden t Malypet r mi t diesem Ansinne n an die Christlichsoziale n her -
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antrat, setzte sich ihr Parteiobmann Dr. Hilgenreiner mit der Sudetendeut-
schen Partei ins Einvernehmen, um ihre Zustimmung zu diesem Schritte als 
ihr vorläufiger Treuhänder zu erlangen, und lehnte die Regierungsbeteiligung 
seiner Partei ab, als diese Voraussetzung entfiel. Nichtsdestoweniger hielt die 
Regierungskoalition an ihrer Absicht fest und versuchte von nun an, auf dem 
Umwege der persönlichen Beeinflussung einzelner Mandatare zum Ziele zu 
kommen. 

Die Verlockungen waren nicht nur persönlicher Natur, sondern auch eine 
Gewissensfrage, da versprochen wurde, die Lösung des deutsch-tschechischen 
Ausgleiches in Angriff zu nehmen. Die christlich organisierte Arbeiterschaft 
und die sogenannten „Jungaktivisten" sollten in erster Linie für die neuer-
liche Regierungsbeteiligung der Partei gewonnen werden, doch blieben diese 
Bemühungen des Msgr. Šrámek und anderer ein ganzes Jahr erfolglos, 
da die Parteivorsitzenden, zuerst Hilgenreiner, dann Friedrich Graf Stol-
berg, nach wie vor der Sudetendeutschen Partei den Vortritt in die Re-
gierung überlassen wollten, der zuerst gar nicht so ausgeschlossen war. 
Erst dann trat die deutsche christlich-soziale Volkspartei an die Aufgabe 
heran, der deutschen Sozialdemokratie in der Regierung das nationale Gleichge-
wicht zu stellen, zumal der Bund der Landwirte hierfür immer mehr ver-
sagte und auch zahlenmäßig zu schwach geworden war. Ministerpräsident 
Hodža sprach in Presseerklärungen immer deutlicher, bis er im Juni 1936 
durch mich als Fraktionsvorsitzenden das offizielle Angebot an die Partei-
leitung richtete. Die ihm überreichte Forderungsliste, bescheiden „Wunsch-
zettel" genannt, war in ungezählten Klub- und Parteisitzungen durchberaten 
und zuletzt in nachfolgenden sieben Punkten fixiert worden: 

1) P e r s o n a l f r a g e n . 

a) Nationaler Proporz bei der Aufnahme von Beamten, Angestellten und 
Hilfskräften im Staatsdienste und in den öffentlichen Unternehmungen, 
wobei den örtlichen Verhältnissen Rechnung zu tragen ist. Außeror-
dentliche Beförderungen, um die entstandenen Ungleichheiten zu be-
heben. 

b) Änderungen der Sprachprüfungspraxis. 
c) Errichtung eines Personalreferates im Präsidium des Ministerrates. 
d) Leitende deutsche Beamte. 

2) S c h u l f o r d e r u n g e n . 

a) Errichtung einer eigenen deutschen Schul- und Volkserziehungssektion 
im Schulministerium mit den entsprechenden Unterabteilungen, Zu-
weisung der erforderlichen Budgetkredite. 

b) In jenen Orten, wo sich nach dreijährigem Durchschnitte mindestens 
15 schulpflichtige deutsche Kinder befinden, sei eine deutsche Volks-
schule (Privatschule, oder staatliche Minderheitenschule) zu errichten, 
sonst 

c) deutscher Privatunterricht dort, wo keine deutschen Schulen sind. 
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3) W i r t s c h a f t s g e r e c h t i g k e i t . 

a) Investitione n un d soziale Hilfen . 
b) Abänderun g der Vergabeordnung , Grundsatz : bei öffentliche n Baute n 

sind die örtliche n Unternehmer , Handwerke r un d Arbeite r zu beschäf-
tigen . Einspruchsrech t des Bezirksausschusses . 

c) Staatsunterstützunge n un d Stipendie n sind nac h dem nationale n Be-
völkerungsschlüsse l zu verteilen . 

4) S p r a c h e n f r a g e n . 

Erleichterunge n des Sprachgebrauche s im Parlament e un d auc h in jenen 
deutsche n Orten , die nich t in den qualifizierte n Minderheitsbezirke n 
liegen. 

5) P a r l a m e n t a r i s c h e r V e r s t ä n d i g u n g s a u s c h u ß . ( M e i n A n -
t r a g v o m 3. 4. 1 9 3 0 . ) 

Errichtun g analo g un d mi t den gleichen Rechte n der parlamentarische n 
Spar - un d Kontrollkommission . 

6) V e r b o t d e r E n t n a t i o n a l i s i e r u n g . 

a) Vorlage des Durchführungsgesetze s zu §134 der Verfassungsurkunde . 
b) Novellierun g des Volkszählungsgesetze s zwecks Mitwirkun g un d Kon -

troll e durc h die Organ e der Gemeinden . 

7) E i n z e l f o r d e r u n g e n . 

Aufhebun g des Ausnahmezustande s im Schulwese n des Hultschine r Länd -
chens , Universitätsneubauten , Deutsch e Forsthochschule , Fürsorg e für deut -
sche notleidend e Volksgeldinstitute , Überprüfun g der politische n Strafver-
fahre n usw. 

Nac h nochmalige r Aussprach e mi t Dr . Hodž a beschlo ß die Parteileitun g 
am 30. Jun i 1936 den Regierungseintrit t un d designiert e den Abgeordnete n 
Erwin Zajiče k zum Parteiminister , welche r nac h einigem Zöger n annah m 
un d zwei Tag e späte r zum Ministe r ohn e Geschäftsbereic h ernann t wurde . 

I n Wirklichkei t zeigte sich bald , daß der Schwerpunk t der tschechische n 
Politi k nac h wie vor bei jene n anonyme n Größe n lag, welche ihr e deutsch -
feindlich e Gesinnun g gar nich t aufgeben wollten . Tschechisch e Schule n wur-
den weite r im sudetendeutsche n Gebiet e errichtet , deutsch e Anstellungs -
bewerbe r abgewiesen un d die Staatsbürgerschaf t ne u zugezogene n Deutsche n 
verwehrt . So ka m es, da ß kein e Besserun g wahrnehmba r war un d unser e 
Regierungsbeteiligun g in de r sudetendeutsche n Öffentlichkei t schnel l ver-
spotte t wurde . Wir konnte n mi t größere n Erfolgen nich t aufwarte n un d 
mußte n un s mi t meh r ode r weniger schwach besuchte n Beruhigungsversamm -
lunge n un d eine r manchma l unglücklic h stilisierte n Presseabweh r begnügen . 
Unser e parlamentarisch e Fraktio n arbeitet e mi t Hochdruck , die zwei übri -
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gen deutsche n Regierungsparteie n für die Kabinettsfrag e zu gewinnen . So-
weit ich es beurteile n kann , bemüht e sich auc h Ministe r Zajiček , die Hal -
tun g der beiden Ministerkollege n Dr . Spin a un d Dr . Czec h zu versteifen . 
Leide r stieße n wir da auf unverständlich e Verzögerungen , bis es endlic h 
gelang, im Jänne r 1937 Gespräch e zustand e zu bringen , in welche n die 
Grundlag e des spätere n Februarabkommen s gefunde n wurde . Di e Denk -
schrift an den Ministerpräsidente n umfaßt e sieben Punkt e un d war angeb -
lich im Einvernehme n mi t de r tschechische n Sozialdemokrati e von Ministe r 
Czech , dem Obman n der deutsche n Sozialdemokraten , konzipier t worden , 
de r jedes Wor t seines Entwurf s zäh e verteidigte . 

Es könnt e un s vorgehalte n werden , daß wir in diesem Zeitpunkt e de r 
vereinigte n deutsche n un d tschechische n Sozialdemokrati e die Initiativ e zu r 
neue n nationale n Verständigungsaktio n überließen . Nun , rein taktisc h ge-
sehen , war dies gewiß kein Fehler , da ohn e ein e große tschechisch e Parte i 
kein e Mehrhei t hierfü r im Parlament e zu erreiche n war un d die tschechisch e 
Agrarparte i nac h Švehlas Tod e keine n Mu t zu r Lösun g der sudetendeutsche n 
Frag e meh r aufbrachte . Es war bemerkenswert , da ß auf tschechische r Seite 
nu r die Sozialdemokrati e sich noc h hierfür , allerding s sehr behutsam , ein -
setzte . Di e tschechische n Agrarier waren viel unaufrichtiger . Ihr e Koalitions -
absich t war anscheinend , mi t Hilfe de r Deutsche n die tschechisc h sozialisti-
schen Parteie n aus der Regierun g zu verdrängen . 

De r national e Ausgleich auf der Grundlag e eine r erneute n Bürgerkoalitio n 
war dabe i de r Lockvogel , niemal s ihr e ehrlich e Absicht , wie ih r Vorgehen 
bei dem spätere n Februarabkomme n deutlic h bewies. Sie hatte n kein e über -
ragend e politisch e Persönlichkei t meh r im Parlamente . Letzte n Ende s dik-
tiert e ihr e Politi k ein e Grupp e kleinbäuerliche r Chauvinisten , die ihr e Ver-
körperun g etwa in eine m Herr n Dubick ý fanden , eine m der beschränkteste n 
Abgeordneten , die ich in den 20 Jahre n kenne n lerne n mußte . 

Inzwische n hatte n sich die beide n Völker — Deutsch e un d Tscheche n — 
im gemeinsame n Staate , de r angeblic h die „höher e Schweiz " werde n sollte , 
durc h die Praxi s der Gesetzgebun g un d der Verwaltungsexekutiv e so aus-
einande r gelebt, daß die Roll e de r deutsche n Ausgleichspolitike r in unsere m 
Volke imme r verzweifelter un d klägliche r wurde . 

Di e Denkschrif t Czech s setzt e an die Spitz e die sozialen Forderunge n — 
Arbeitsbeschaffung , öffentliche n Dienst , Jugendfürsorg e —, un d erst die 
Punkt e 4 un d 5 befaßte n sich mi t Schul e un d Kultu r bzw. mi t der Spra -
chenfrage . Di e Abschlußpunkt e 6 un d 7 forderte n Sprachenerleichterunge n 
im Parlamentsbetrieb e un d ein e parlamentarisch e Beschwerdekommissio n 
in den Angelegenheite n der Denkschrift , welche die Grundlag e des intermini -
sterielle n Abkommen s vom 18. Februa r 1937 wurde . 

Di e Überreichun g de r Denkschrif t erfolgte am 27. Jänne r 1937. Vorhe r 
wurd e im Amt e des Minister s Zajiče k die Schlußredaktio n vorgenommen , 
worau f die Ministe r Spina , Czec h un d Zajiče k ihr e Unterschrifte n darunte r 
setzten . Bei de r Übergab e an den Ministerpräsidente n sprac h Czech , Spin a 
un d ich Wort e der Einleitung , worau f Dr . Hodž a sehr pathetisc h erklärte : 
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„Das Werk wird und muß gelingen." Die Teilnehmer der Deputation wur-
den somit Kronzeugen eines Versprechens und schieden optimistisch aus 
dem Zimmer des Ministerpräsidenten. Ein Teil der besonders eifrigen Teil-
nehmer wollte am selben Tage noch eine Vorsprache beim Staatspräsidenten 
Beneš. Hodža winkte jedoch ab und begründete dies mit s e i n e r alleinigen 
verfassungsmäßigen Verantwortung als Regierungschef. Ich hatte dabei 
gleich den Eindruck, daß Hodža den Staatspräsidenten für den sicheren Miß-
erfolg schon im vorhinein entlasten wollte. Beim Abgang aus dem Kolow-
ratpalais wußte der soziademokratische Vizepräsident Taub zu berichten, 
daß eine dreigliedrige Klubdelegation der Henleinpartei für den nächsten 
Tag zum Ministerpräsidenten eingeladen sei! Da Hodža gerade vorher er-
klärt hatte, daß nur mit den deutschen R e g i e r u n g s p a r t e i e n über die 
Verständigungsaktion verhandelt werde, kam mir diese Nachricht wie die 
erste kalte Dusche vor. 

Das Schwergewicht der Verhandlungen verlegte sich bald auf Punkt 2 der 
Denkschrift, welcher den nationalen Proporz im öffentlichen Dienste ver-
langte. Die Koalitionspresse erhob es zum ersten Erfolg. Die drei deutschen 
Minister errichteten eine Zentralstelle der aktivistischen Parteien als halb-
offiziöses Amt für Staatsangestelltenangelegenheiten, dem sich sehr uner-
wünschte Hindernisse entgegenstellten. Einmal war es der tschechische Be-
amtenapparat, welcher die aufkommende Konkurrenz, so gut er konnte, 
sabotierte, ein andermal war es der tschechische Teil des Ministerrates, 
der die nötigen Stellenvermehrungen in den einzelnen Ressorts bekämpfte. 

Aber auch auf deutscher Seite ergaben sich Schwierigkeiten. Wider Er-
warten meldeten sich sehr wenig Anstellungsbewerber aus der deutschen 
Jugend. Die Zentralstelle wurde hauptsächlich zur Plattform für parteipoli-
tische Protektionen, die sehr oft mißbraucht wurden. Auf einmal waren fast 
alle Bewerber Anhänger der aktivistischen Parteien und auch Tschechen be-
nützten die Gelegenheit, auf deutsches Konto unterzukommen oder beför-
dert zu werden, die einfachste Art, das Februarabkommen für uns wertlos 
zu machen. 

Sicher bemühten sich viele Funktionäre der deutschen Regierungparteien 
ehrlich um die Verwirklichung des vorschwebenden nationalpolitischen Er-
folges. Es fehlte jedoch an einem entschiedenen Standpunkt demissionsbe-
reiter deutscher Minister. Auch komplizierte manche Pedanterie die not-
wendige Eile, um tschechische Verzögerungen des Abkommens zunichte 
zu machen. Von Zeit zu Zeit hieß es, daß die Regierung parallel auch die 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit durch die Zentralstelle der aktivistischen 
Parteien ernstlich in Angriff nehmen werde. Die deutschen Minister er-
brachten hierzu allerlei Pläne über Exportkredite an deutsche Firmen sowie 
einige große Straßen- und Wasserbauprojekte im deutschen Sprachgebiet, 
für welche deutsche Unternehmen und deutsche Arbeiter herangezogen wer-
den sollten. So wurde der Bau der Mohratalsperre bei Kreuzberg, Bezirk 
Troppau, für das große Projekt eines Donau-Oder-Kanales geplant. Doch 
dagegen standen die Bedenken des Generalstabes über zwischenstaatliche 
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Bauten im Grenzgebiet. Wir verloren viel Zeit, während das Mißtrauen 
unserer Bevölkerung weiter wuchs. Die Grenzbewohner sahen nur die tsche-
chischen Befestigungsbauten, Vermehrung der tschechischen Polizei und der 
ortsfremden tschechischen Arbeiter. Diese Erscheinungen spotteten auch 
tatsächlich der Regierungsbehauptung über einen neuen deutschfreundlichen 
Kurs. Die Vertröstung, daß alles Zeit brauche und der gute Wille zur Ver-
wirklichung eines deutsch-tschechischen Ausgleiches vorhanden sei, verlor 
seine Wirkung. Die gewissenlose Schreibweise tschechischer Blätter, welche 
an Stelle irgendwelcher tschechischer Beiträge zur Entspannung nur die Loya-
litätskundgebungen der Minister brachten, t rug wesentlich dazu bei, die deut-
schen Regierungsparteien der Lächerlichkeit in der deutschen Öffentlichkeit 
preiszugeben. 

Die Staatsmänner wurden mit ihrer Nationalitätenstatistik nicht fertig 
und das Ministerratspräsidium gab erst Ende 1937 eine Rundfrage über 
die Aufnahme in den Staatsdienst heraus, in welcher die Präsidien aller 
Ministerien aufgefordert wurden, ihren Standpunkt Zu den „vorbereiteten 
Richtlinien" bekannt zu geben. Es würde zu weit führen, die weitschweifigen 
und ausgeklügelten Feinheiten dieser Verschleppungsmanöver näher aus-
zuführen. Jedoch muß erwähnt werden, daß das Ministerium für nationale 
Verteidigung, alle Anstalten und Unternehmungen „rein tschechischen Cha-
rakters", weiters das Finanzwachkorps, die Zollämter und die Eichämter 
im vorhinein von Neuaufnahmen ausdrücklich ausgenommen wurden. Über-
dies wurde bezüglich der Beförderungen unterstrichen, daß in jedem Einzel-
falle, neben besonderer Eignung, Fähigkeit, Brauchbarkeit die „Vertrauens-
würdigkeit" verlangt werde, so daß ein halbwegs pfiffiger Amtschef sofort 
im Bilde war. Ich bringe nur dies als Ausschnitt der Schwierigkeiten, welche 
sich gegen das Februarversprechen auftürmten. 

Diese genügten an und für sich, politischen Boden zu verlieren. Trotzdem 
wären weitere Geduldsproben nicht aussichtslos gewesen, wenn nicht füh-
rende tschechische Parteipolitiker uns immer wieder in den Rücken gefallen 
wären. Der Ministerpräsident Hodža bemühte sich äußerlich, in für Unein-
geweihte orakelhaften Presseäußerungen gegen die Extratouren seiner tsche-
chischen Ministerkollegen anzukämpfen. Schulminister Franke, Nationalver-
teidigungsminister Machnik und Minister Šrámek waren die ärgsten. Šrámek, 
der durch 16 Jahre allen parlamentarischen Kabinetten angehörte, war es 
auch, der am Zusammenbruche des Aktivismus einen außergewöhnlichen An-
teil hatte. Mitten in der letzten Verständigungsaktion benützte er im Juni 
1937 eine Festrede in Ungarisch-Hradisch dazu, feierlich zu erklären: „Wir 
wollen einen rein tschechoslowakischen Staat des tschechoslowakischen Vol-
kes, denn wir anerkennen kein anderes Staatsvolk als das tschechoslowaki-
sche, kein zweites und kein drittes." Die Wirkung kann man sich ausmalen. 
Kurz vorher hatte Außenminister Dr. Krofta die These geäußert, daß die 
Deutschen der Republik das zweite Staatsvolk wären. 

Der Leerlauf der Parlamentarismus ging mit seiner Entmachtung Hand 
in Hand und brachte in den letzten Monaten des Jahres 1937 die Februar-

269 



initiativ e ganz zum Stillstand . Di e Tscheche n fande n die Ausrede , daß die 
Bekämpfun g der Arbeitslosigkeit jetzt das Wichtigst e un d auc h zur Lösun g 
der deutsche n Frag e ausschlaggeben d sei, un d narrte n dami t den sozial 
betonte n Tei l der deutsche n Regierungsparteien , währen d vor allem die 
deutsch e Grenzbevölkerün g enttäusch t un d imme r unzufriedene r wurde . 
De r Wechse l vom 18. Februa r 1937, de r auf ein Jah r Sich t ausgestell t war, 
drohte , nich t fristgerech t eingelös t zu werden . Di e dre i Ministe r Czech , 
Spin a un d Zajiče k versuchte n durc h das tschechoslowakisch e Korrespon -
denzbür o mi t ihre n Erfolgen zu operieren , doc h das Ech o in den deutsche n Wäh -
lerkreise n blieb imme r meh r aus. Di e Versammlungen , ja selbst die ge-
schlossene n Parteiberatunge n de r deutsche n Regierungsparteie n hatte n nu r 
meh r schwach e Beteiligunge n un d lohnte n die Müh e nicht . Es wäre unwahr , 
daß diese Gleichgültigkei t von allem Anfang an vorhande n gewesen sei. 
Gan z im Gegenteil , die Untrennbarkei t de r Lebensinteresse n von den Ge -
schehnisse n der Politi k un d natürlic h auc h menschliche s Vorteilstrebe n 
führte n in die Reihe n der Aktivisten, die von den Gemeindewahle n 1923 
bis zu den Parlamentswahle n 1935 die überwiegend e Mehrhei t aller deut -
schen Stimme n erhielten . Es ist deshal b ein e unverzeihlich e geschichtlich e 
Schul d der tschechische n Regierungen , da ß sie diese deutsche n Mehrheits -
stimme n als pflichtschuldige n Tribu t an die Republi k ansahe n un d keinerle i 
natürlich e Verpflichtunge n des Staate s darau s folgerten . Zu r bittere n Ironi e 
liquidiert e der tschechisch e Radikalismu s die Wahlerfolge de r deutsche n 
Aktivisten bis zu ihre m politische n Ruin . 

Auch die Unaufrichtigkei t des Februarabkommen s wurd e sehr bald klar ; 
zweifelhaft war nu r die Haltun g Hodžas . Ic h glaube nicht , daß Hodž a an 
de r Sterilisierun g seines Verständigungsversprechen s persönlic h unschuldi g 
war, zumindes t liegt geteilte s Verschulde n zwischen ih m un d Bene š vor. 
Ein Tei l dieser Schul d lag woh l auc h an Hodža s bekannte r Oberflächlich -
keit . E r wurd e mi t seine n Regierungsgeschäfte n ni e fertig, er versprac h 
soviel, daß er t rot z aller Sekretär e sich nich t alles merke n konnte , un d zum 
eigene n Vormer k glaubt e e r sich wieder zu genial . Mi t seinen Aufgaben 
geriet er wiederhol t in Verzug. So versäumt e er gerad e 1937 die Ausschrei -
bun g der gesetzlich fälligen Gemeindewahle n un d schuf der deutsche n Oppo -
sition dami t eine Angriffsfläche, welche besonder s die deutsche n Regierungs -
parteie n schwer schädigte . Dami t verlor er viel Autoritä t im eigene n Kabi -
nett . Sein e Kopflosigkei t nah m zu. E r versprac h die Vernichtun g der Oppo -
sitionsparteien , auf der andere n Seite kokettiert e er ständi g mi t Umgrup -
pierunge n seine r Regierungsmehrheit , ohn e eine n wirkliche n Pla n zu haben . 

Währen d Hodž a jonglierte , nah m ih m der gesetzlich ne u geschaffene 
oberst e Verteidigungsrat , der Verfassung tota l widersprechend , das Hef t aus 
de r Hand . Da s Rüstungsfiebe r beherrscht e nu n den Staa t un d seine Verwaltung . 
An der tschechoslowakische n Maginotlinie , an de r Ta g un d Nach t hinte r 
hohen , woh l bewachte n Holzplanke n gebau t wurde , sollte die unüberwind -
lich e Staatsmaue r erstehen , Gel d spielte dabe i kein e Rolle . Es war auc h in 
de r Demokrati e nich t geraten , diesbezüglic h neugieri g zu sein. Di e „zu m 
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Zweck e de r Staatsverteidigung " aufgelegte 3%ige Staatsvcrteidigungsanleih e 
wurd e Prüfstei n de r Staatsloyalitä t un d bracht e so 4,2 Milliarde n Kč ein . 
Di e Anleih e bot allerding s auc h wesentlich e Vergünstigungen , wie allge-
mein e Steueramnesti e un d die Einkommensteuerfreihei t de r Zinsen . Di e 
Staatsschulde n stiegen unte r den Rüstungsausgabe n im Jahr e 1936 allein u m 
5,850 Milliarde n Kronen . Di e gesamt e Staatsschul d von damal s 46,784 Mil -
liarde n Kč dürft e bis zum Staatsend e mindesten s 60 Milliarde n Kč erreich t 
haben . Da s Ausland war nich t meh r star k (1937 mi t 8,149 Milliarde n Kč ) 
dara n beteiligt . 

Ein e äußers t gefährlich e Begleiterscheinun g der militärische n Vorherr -
schaft war die allgemein e Spionagefurcht . Di e Polize i verhaftet e am laufen -
den Bande . Fü r das Strafverfahre n waren einige Senat e bei den Oberlandes -
gerichte n zuständig , die mi t besondere n Vollmachte n als Staatsgericht e aus-
gestatte t wurden . Di e zugelassene n Verteidige r waren auf eine r Sonderlist e 
verzeichnet . Keine r der am Verfahre n beteiligte n Funktionär e einschließ -
lich der Verteidige r durft e bei schwere r Kerkerstraf e irgendein e meritori -
sche Auskunft geben . Di e Strafe der Verurteilung , die meh r ode r weniger 
scho n mi t de r Verhaftun g feststand , war drakonisc h un d schuf Märtyrer , 
mi t dene n die deutsch e Bevölkerun g sympathisierte . 

Di e tschechisch e Presse hetzt e unaufhörlich , die tschechisch e Öffentlich -
keit ergin g sich in wilden Drohungen . „Wi r werde n mi t eure n Schädel n 
unser e Straße n pflastern " un d ähnlich e Liebkosunge n waren nich t selten 
zu hören . De r Kleinkrie g gegen die Dirndlkleide r un d weißen Wadenstrümp -
fe de r deutsche n Jugen d bildet e die Tageschronik . End e 1937 war ma n 
schließlic h nich t weite r als Zu Anfang des Staates . Di e Enttäuschun g in den 
Reihe n de r Regierungsdeutsche n nah m von T a g zu T a g zu. Auch mi r 
wurd e es imme r schwerer , den drohende n Ri ß in de r eigene n Fraktio n auf-
zuhalten . Ic h unternah m am 9. Novembe r 1937 ein e Vorsprach e beim 
Ministerpräsidenten . Sie war ursprünglic h von den dre i Vorsitzende n de r 
deutsche n Regierungsparteie n gemeinsa m geplant , die beide n andere n ließen 
mic h im Stich . Dr . Hodž a versichert e mic h seines Eingreifen s un d bat mich , 
speziell hinsichtlic h meine s mi t de r Sudetendeutsche n Parte i gemeinsa m 
gestellten Antrag s auf gesetzliche m Schut z gegen die Entnationalisierung , 
mein e Wünsch e spätesten s binne n eine r Woch e seine m Sekretä r bekann t zu 
geben , da de r Gesetzentwur f bereit s in Ausarbeitun g sei. Ic h richtet e darauf -
hin an den Ministerpräsidente n nachfolgende s Schreiben : 

Prag , den 20. Novembe r 1937, 

„Her r Ministerpräsident ! 

Übe r ihr e Aufforderun g vom 9. d. Mts . beehr e ich mic h einige Leitsätz e 
für das von mi r unter m 23. Oktobe r 1936 im Abgeordnetenhau s beantragt e 
Ausführungsgeset z zu § 134 der Ve'rfassungsurkunde , Entnationalisierungs -
verbot , vorzuschlagen . 
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1) Unterscheidung der Staatsbürger in ihrer bürgerlichen und politischen 
Gleichberechtigung, in allen ihren Rechten und Ansprüchen sind als ver-
fassungswidrig unzulässig und strafbar. 

2) Jeder Staatsbürger, welcher einer nationalen Minderheit zugehört, hat 
das Recht, im kulturellen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leben 
seine Volkssprache durch Wort, Schrift, Druck und sonstige Darstellung 
frei zu gebrauchen. 

3) Der Sprachgebrauch im Amtsverkehre richtet sich im Sinne des Sprachen-
gesetzes nach dem Gerichtsbezirke der Amtshandlung. In diesem Rahmen 
kann kein Angehöriger einer nationalen Minderheit zum Gebrauch einer 
anderen als seiner Volkssprache gezwungen werden, sofern er nicht der 
nach den Gesetzen berechtigten Gewalt eines anderen untersteht. Der 
freie Gebrauch der Minderheitensprachen in Religionsangelegenheiten, 
Vereinen, Versammlungen und Kundmachungen, welcher Art immer, 
darf weder beschränkt noch verboten werden. 

4) Die Festsetzung der Nationalität darf amtlich nur auf Grundlage be-
sonderer gesetzlicher Verpflichtungen erfolgen, bzw. verlangt werden. 
Jede andere amtliche Einflußnahme auf die Volkszugehörigkeit ist 
rechtsunwirksam und strafbar. Die Durchführungsbestimmungen zum 
Volkszählungsgesetze werden in diesem Sinne ergänzt. 
Insbesondere ist jeder auswärtige Einfluß auf staatliche Ämter gegen 
Angehörige einer nationalen Minderheit oder gegen die Volksgruppe 
selbst unzulässig und wird von Amtswegen als Anstiftung zur zwangs-
weisen Entnationalisierung verfolgt. 

5) Für den Schulbesuch hat der gesetzliche Vertreter der Kinder das aus-
schließliche Recht, nach der Nationalität der Kinder die Schule zu be-
stimmen. Drohungen oder Versprechungen sowie jede Vereitlung oder 
Einwirkung gegen dieses Recht der Bestimmung des Schulbesuches sind 
strafbar. 

6) Die Ausschaltung von Bewerbern für öffentliche Arbeiten und Lieferun-
gen im Hinblicke auf deren Volkszugehörigkeit ist rechtsunwirksam und 
strafbar. Ebenso die Beschlagnahme von Besitz und Vermögen unter Nicht-
beachtung der bürgerlichen und politischen Gleichberechtigung aller 
Staatsbürger, desgleichen jede Enteignung, welche den allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen dadurch widerspricht, daß sie den Besitzverlust eines 
Angehörigen einer nationalen Minderheit ausschließlich oder vorwiegend 
bezweckt. 
Drohungen oder Versprechungen aller Art, sowie die Ausnützung der 
wirtschaftlichen Notlage oder sozialen Abhängigkeit des Betroffenen bil-
den nach obigen Gesichtspunkten gleichfalls strafbare Handlungen. 

7) Sämtliche strafbaren Tatbestände werden als Gefährdung der Sicherheit 
der Republik bzw. als Störung des aligemeinen Friedens nach den Bestim-
mungen des Gesetzes zum Schutze der Republik geahndet. Zur Anzeige, 
welcher die strafgerechtliche Untersuchung folgen muß, ist außer dem 

272 



Geschädigte n jeder berechtigt , welcher zur Vertretun g der öffentliche n 
Interesse n verpflichte t ist." 

Ich wartet e nun auf ein Ergebnis . Nicht s geschah . 
Nervö s und verärgert hofften die deutsche n Ministe r auf den Jahresta g 

des Februar-Abkommen s und versuchte n die Situatio n dami t zu retten , daß 
sie dafür wenigstens eine Verordnun g über den nationale n Propor z im Staat e 
versprachen . Am 18. Februa r 1938 sollte die gemeinsam e Sitzun g der 
Leitunge n der drei deutsche n Regierungsparteie n diesen Erfolg aktivisti-
scher Politi k verkünden . Sie war der Schwanengesan g des deutsche n Akti-
vismus. Mit spannungsvolle r Erwartun g zogen zirka 150 Delegiert e in den 
Budgetsaa l des Senats . Nich t wenige von den Herre n waren sogar im schwar-
zen Anzug erschienen . Man konversiert e wie vor einer entscheidende n Par -
lamentssitzun g über die Bedeutun g des Tages und seine mögliche n Auswir-
kungen . Dadurc h wurde anfangs wenig bemerkt , daß der eingeladen e Mini -
sterpräsiden t und die Ministe r der tschechische n Koalitionsparteie n nich t 
erschiene n waren . Lediglich Senatspräsiden t Soukup und Kammerpräsiden t 
Malypet r leisteten der Einladun g Folge . Endlic h eröffnet e Ministe r Czech 
die Sitzun g und verlas einen tschechische n Brief des Staatspräsidente n Beneš, 
welchen er später übersetzt e und in welchem nu r einige Phrase n enthalte n 
waren . Hierau f erho b sich Ministe r Spina und verlas einen ebenfalls tsche-
chische n Brief des Ministerpräsidente n Hodža , in welchem dieser in allem 
Patho s nu r w e i t e r e M a ß n a h m e n in k ü r z e s t e r Z e i t ankündigte . 
De r Eindruc k war niederschmetternd . Vergeblich versuchte n noc h Ministe r 
Zajiček und der sozialdemokratisch e Referen t der aktivistischen Zentral -
stelle den Eindruc k zu verwischen und neu e Hoffnunge n zu erwecken . Es 
konnt e nich t meh r gelingen und nach einem verzweifelten Schlußwort e 
Czech s fand die Jubiläumssitzun g ihr unrühmliche s Ende . Gesenkte n Haup -
tes verließen alle den Saal mit der Befürchtung , daß das Debake l der geg-
nerische n Presse sofort bekann t werden würde, was jedoch merkwürdiger -
weise nich t der Fal l war. 

Fü r mich war es besonder s pikant , daß mir der sozialdemokratisch e Vize-
präsiden t Tau b beim Ausgang noc h schnel l zuflüsterte , daß soeben eine 
Abordnun g der Sudetendeutsche n Parte i vom Ministerpräsidente n empfan -
gen werde. So endet e der deutsch e Aktivismus im Staate . 

De r Bruch des Februarabkommen s war vor allem eine Niederlag e der 
drei deutsche n Ministe r und die Nichteinlösun g des „Februar-Wechsels" , 
der auf ein Jah r ausgestellt war, auch ein Fiasko für einen „Jungaktivismus " 
der jüngeren Politikergeneration , der gerade dieses Abkomme n als seinen 
großen Erfolg betrachte t wissen wollte. Als der Ministerra t unte r dem Vor-
sitz von Dr . Beneš am 5. Septembe r 1938 ein „Sofort-Programm " beschloß , 
das die Versprechunge n des Februarabkommen s weit in den Schatte n stellte, 
war es auch dazu bereit s zu spät. Die Sudetenkris e 1938 hatt e bereit s einge-
setzt. Jetz t auf einma l war die Regierun g von Tag zu Ta g bereiter , nich t 
meh r uns, sonder n Konra d Henlei n neue Ausgleichsvorschläge anzubieten . 
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Bis dahin hatte jede tschechische Regierung es 20 Jahre lang unter der Würde 
des tschechischen Nationalstaates gehalten, unsere Lebensforderungen mit et-
was anderem als verletzender Zurückweisung zu bedenken. Die tschechische 
Regierung selbst bewies durch ihr Verhalten allen Staatsbürgern, daß sie 
nicht der opferbereiten Mitarbeit der aktivistischen Parteien entgegenkom-
men wollte, bis sie dem politischen Radikalismus weichen mußte. 

Die Intransigenz des Nationalstaates schaufelte ihm selbst das Grab un-
ter der Präsidentschaft unseres gefährlichsten Gegners, Eduard Benešs. 
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